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coopération internationale

Département militaire féderal,
aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

Loi fédérale sur les étrangers et I'intégration

Se dit d'une personne qui se reconnait dans le sexe qui lui a été attribué
a la naissance

Moyen-Orient et I'Afrique du Nord
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.04.2020
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Datenschutz und Statistik

Im Kampf gegen die Ausbreitung des Coronavirus setzten mehrere frih von der
Pandemie betroffene Lander, beispielsweise China, Singapur, Sidkorea oder Taiwan,
auf staatlich verordnetes Mobiltelefon-Tracking, damit die Behdrden den Standort
einer Person verfolgen und so einerseits die Einhaltung von Isolation und Quarantane
Uberwachen und andererseits Passanten vor infizierten Personen warnen konnten.
Ende Marz berichtete die Presse, dass auch in der Schweiz das BAG Handydaten zur
Bewaltigung der Pandemie nutze. Im Fokus stand dabei jedoch nicht das
personalisierte Tracking, sondern die Auswertung anonymisierter Massendaten aus dem
Mobilfunknetz der Swisscom, um zu Uberprifen, ob sich die Bevolkerung an das Verbot
von Ansammlungen von mehr als finf Personen im 6ffentlichen Raum hielt und wo sich
allenfalls zu grosse Menschenansammlungen bildeten. Auf Kritik aus Datenschutzkreisen
entgegnete das BAG in der Presse, die Daten liessen keine Rickschllsse auf einzelne
Personen zu und wirden nicht in Echtzeit verwendet, weshalb es sich nicht um eine
Uberwachung, sondern um eine verhaltnismassige Massnahme handle.

Die permanente Mitverfolgung des Standorts aller Personen durch den Staat, mit der
einige asiatische Lander schnelle Erfolge in der Eindammung der Pandemie erzielten,
war in Europa datenschutzrechtlich undenkbar. Ein paneuropéisches Konsortium von
130 Forschungseinrichtungen aus acht Landern, darunter auch die ETHZ und die EPFL,
das Anfang April in den Medien vorgestellt wurde, arbeitete daher an einer auf Europa
zugeschnittenen, die Privatsphéare bewahrenden Lésung, um die Ruckverfolgung der
Kontakte infizierter Personen zu unterstitzen. Ziel war eine Smartphone-App zum
Proximity Tracing, d.h. zum Erkennen, welche Personen sich so nah waren, dass eine
Ubertragung des Coronavirus moglich gewesen wére. Die europdische App setzte
allerdings nicht auf die Standort-Lokalisierung der Nutzerinnen und Nutzer, sondern
auf eine extra zu diesem Zweck von Apple und Google gemeinsam entwickelte
Bluetooth-Schnittstelle. Uber Bluetooth soll die App andere Smartphones in einem
gewissen Umkreis erkennen, auf denen die Anwendung ebenfalls aktiviert ist, und diese
Kontakte anonym speichern. Eine positiv auf das Coronavirus getestete Person kann
dann Uber die App die registrierten Kontaktpersonen warnen, sodass sich diese
frihzeitig in Quarantane begeben und testen lassen kénnen. Fur den Bundesrat sei
diese Anwendung «interessant», wie Karin Keller-Sutter gegenliber dem Tages-Anzeiger
sagte. Man klare derzeit ab, wie dieses System in der Schweiz zum Einsatz kommen
kénnte und wie die Rechtslage aussehe. Aus Datenschutzsicht hielt EDOB Adrian
Lobsiger diesen Weg gemass Tages-Anzeiger flr «gangbar», solange das Herunterladen
der App freiwillig sei. Wie in den Medien erklart wurde, sammle das System keine
personalisierten Daten; vielmehr wirden die Kontakte flr eine begrenzte Zeit als
verschlisselte Codes abgespeichert.

Den beiden Schweizer Hochschulen erschien das europaische Projekt nach einiger Zeit
jedoch zu wenig transparent und sie befanden, es lege zu wenig Wert auf den Schutz
der Privatsphare. Mitte April zogen sie sich daher - wie auch einige weitere
Institutionen, die zum gleichen Schluss gekommen waren - daraus zurlck und
kiindigten an, stattdessen eine eigene Losung zu entwickeln, die im Gegensatz zum
européischen System keine Kontaktdaten sammle, sondern sie jeweils dezentral direkt
auf dem Smartphone speichere. So konne weder nachverfolgt werden, welche Personen
miteinander in Kontakt waren, noch welche sich infiziert und damit eine Warnung
ausgelost haben, selbst wenn die Server der App-Betreiber gehackt werden sollten,
erklarten die Medien. Auch der EDOB, das Nationale Zentrum fiir Cybersicherheit und
die Nationale Ethikkommission zeigten sich in der Presse zufrieden mit dem gewéhlten
dezentralen Ansatz: Damit werde die Privatsphare bestmdglich geschutzt.

In seiner Medienkonferenz vom 29. April bestatigte der Bundesrat schliesslich, dass er
plane, der Bevolkerung zeitnah eine solche Corona-Warn-App zur Verfligung zu stellen;
diese werde derzeit von der ETHZ und der EPFL gemeinsam mit dem Bund entwickelt.
Weiter versicherte die Regierung, dass der Gebrauch der App freiwillig sein und sie nur
fur die Dauer der Krise eingesetzt werde. Bis anhin hatte sich der Bundesrat dazu nur
sehr zurtckhaltend geaussert, was in den Medien bereits flr Spekulationen gesorgt
hatte, weil vonseiten des BAG und der beteiligten Hochschulen bereits Tage zuvor ein
konkretes Datum kommuniziert worden war, an dem die App bereitstehen sollte.
Gleichzeitig erorterte die Presse viele noch offene Fragen zur geplanten Corona-Warn-
App. Vor dem Hintergrund einer Experteneinschatzung, wonach 60 Prozent der
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ANDERES
DATUM: 31.12.2019
MARC BUHLMANN

Bevolkerung die App nutzen mussten, damit sie wirksam sei, wurde debattiert, ob die
Freiwilligkeit der richtige Weg sei. Dies wurde aus ethischen Grinden - namentlich,
weil ein App-Zwang einen inakzeptablen Eingriff in die persdnliche Selbstbestimmung
darstellte - grosstenteils bejaht, aber gleichzeitig anerkannt, dass eine so weit
verbreitete, freiwillige Verwendung der App eine grosse Akzeptanz und damit ein
grosses Vertrauen seitens der Bevdlkerung voraussetze. Dieses Vertrauen basiere
seinerseits gerade auf der Freiwilligkeit und nur schon der geringste Anschein, der Staat
wolle die Menschen zur Benutzung der App dréngen, konnte es zerstéren, warnte etwa
die Zircher GLP-Nationalratin und Geschaftsfuhrerin des IT-Verbandes Swico Judith
Bellaiche im Tages-Anzeiger. Gegen die App wurde indessen das Argument ins Feld
gefuhrt, sie bringe nichts, weil sie das manuelle Contact Tracing nicht ersetzen kénne.
Dem widersprach der massgeblich an der Entwicklung der App beteiligte EPFL-
Epidemiologe Marcel Salathé nicht, erklarte aber gegenliber dem «Blick», dass die
Contact-Tracing-Stellen durch die App entscheidend entlastet werden kénnten und
dass jede Installation helfe, auch wenn weniger als 60 Prozent der Bevdlkerung die App
nutzten.

Eine Mitte April im Auftrag der NZZ durchgefliihrte Befragung, deren Ergebnisse die
Zeitung Anfang Mai publizierte, hatte ergeben, dass knapp drei Viertel der Schweizer
Bevolkerung sich bereit erklarten, eine Tracking-App zu installieren, wenn diese zur
Einddmmung des Coronavirus und damit zur Verkirzung des Lockdowns beitragen
konnte. Dabei wirden die Befragten am ehesten eine App installieren, die vom
Bundesrat herausgegeben wirde - gut die Halfte erklarte sich dazu bereit -, wahrend
das BAG, die Kantone und andere vorgeschlagene Institutionen deutlich weniger
Vertrauen genossen. Bei den Bundesparlamentarierinnen und -parlamentariern, unter
denen die NZZ eine dhnliche Umfrage durchgeflhrt hatte, konnte sich ebenfalls gut die
Halfte vorstellen, die Corona-App des Bundes zu installieren, wobei einzig in der
Grlnen Fraktion klar die Skepsis Uberwog. Ein Obligatorium fur die Anwendung wurde
von den Parlamentarierinnen und Parlamentariern hingegen grossmehrheitlich
abgelehnt. '

Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

Auch 2019 trafen sich die Spitzen der vier Regierungsparteien, um im Rahmen der von-
Wattenwyl-Gesprache mit dem Bundesprésidenten und einer Delegation des
Bundesrats Uber wichtige anstehende Geschafte zu diskutieren. Die Regierung nutzt
diese vier mal pro Jahr im von-Wattenwyl-Haus in Bern stattfindenden Gesprache, um
Uber zentrale Anliegen zu informieren und mit den Parteien Uber mogliche
Losungsansatze zu verhandeln.

Mitte Februar, kurz vor der Frihjahrssession, diskutierten Guy Parmelin, Ignazio Cassis,
der aktuelle Bundesprasident Ueli Maurer sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr mit
den Parteien Uber die Europapolitik und die wirtschaftliche Entwicklung.
Aussenminister lIgnazio Cassis informierte Uber den Stand des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU und Uber das Vorgehen beim UNO-Migrationspakt.
Diskutiert wurde weiter Uber die Auswirkungen des Brexit auf die Schweiz. Neo-
Wirtschaftsminister Guy Parmelin orientierte Uber die Konjunkturlage und lber die
geplanten Gesprache Uber ein Freihandelsabkommen mit den USA. Im Weiteren
kritisierten die Parteien, dass der Bundesrat mit seiner Weigerung, eine unabhéngige
Behorde einzusetzen, die Regulierungsfolgenabschatzungen bei neuen Gesetzen
vornehmen soll, verschiedene Motionen nicht vollstandig umsetze.

Um Uber die Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge zu diskutieren, nahm die neue
Vorsteherin des VBS, Viola Amherd, erstmals als Bundesréatin an den von-Wattenwyl-
Gesprachen teil. Sie flhrte aus, dass der Kauf der Flugzeuge, nicht aber des ebenfalls zu
beschaffenden  Systems  fir eine  bodengestitzte  Luftverteidigung  als
referendumsféhiger Planungsbeschluss vorgelegt werden soll. Neben Amherd, dem
Bundesprasidenten und dem Bundeskanzler war auch Simonetta Sommaruga bei den
Gesprachen zugegen. Die Neo-Energieministerin informierte Uber die Entwicklungen in
der Klimapolitik, da das Parlament in der anstehenden Sommersession auch Uber das
CO2-Gesetz debattieren wird. Finanzminister Ueli Maurer berichtete zudem Uber den
Stand der Bundesfinanzen. Man habe ein finanzpolitisches Ausnahmejahrzehnt hinter
sich. Die Parteien wuinschten schliesslich auch eine Information zur aktuellen
Europapolitik.
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BERICHT
DATUM: 31.12.2021
AMANDO AMMANN

Das Europadossier war dann auch wieder Gegenstand der Klausur im Vorfeld der
Herbstsession Ende August, bei der der Bundesrat in corpore teilnahm. Ignazio Cassis
informierte Uber die innenpolitische Diskussion, die zu den noch offenen Punkten im
Rahmenabkommen angestossen worden sei. Guy Parmelin sprach zu den
Freihandelsverhandlungen mit den Mercosur-Staaten. Diskutiert wurde zudem Uber die
Probleme mit sogenanntem «Soft Law». Schliesslich legten die einzelnen
Departementsvorsteherinnen und -vorsteher ihre strategischen Ziele im Rahmen der
Legislaturplanung 2019-2023 dar. Die Parteien betonten dabei die Bedeutung der
Digitalisierung.

Mitte November - also nach den eidgendssischen Wahlen und vor der ersten Session
der 51. Legislatur - diskutierten die Beteiligten Politikspitzen Uber die prognostizierte
konjunkturelle Abschwéachung. Im Rahmen der Diskussionen rund um die Europapolitik
kam erneut der Brexit und die so genannte «Mind the gap»-Strategie zur Sprache: Die
Schweiz hat sich frih mit Hilfe von bilateralen Abkommen mit Grossbritannien auf
mogliche Szenarien vorbereitet. Debattiert wurde zudem auch der Fall «Pilatus» bzw.
der Entscheid des EDA, dass die Unterstitzung der Regime von Saudi-Arabien und den
Vereinigten Arabischen Emiraten durch die Pilatus Werke einzustellen sei. ?

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Jahresriickblick 2021: Aussenpolitik

Nach dem Jahr 2020, das auch im Bereich der Aussenpolitik mehrheitlich von der
Covid-19-Pandemie dominiert worden war, kehrten 2021 wieder andere Themen ins
Scheinwerferlicht zurlck. Allen voran gewannen die Beziehungen zur EU aufgrund
unvorhergesehener Ereignisse an Salienz. Die Zeitungsanalyse 2021 von Année Politique
Suisse unterstreicht diese Entwicklung eindrucklich: Zeitungsartikel zu den
Beziehungen zwischen der Schweiz und Europa machten im vergangenen Kalenderjahr
rund die Hélfte aller Artikel im Themenbereich Aussenpolitik aus (vgl. Abbildung 2 der
APS-Zeitungsanalyse 2021im Anhang).

Hauptgrund flur die Prominenz der bilateralen Beziehungen in den Medien durfte das
Ende der Verhandlungen iiber das Rahmenabkommen mit der EU im Mai 2021 gewesen
sein. Zwar widerspiegelte der mediale Tonfall nach dem Treffen zwischen
Bundesprasident Parmelin und EU-Kommissionsprasidentin von der Leyen Ende April
die Hoffnung, dass sich die Verhandlungen in eine weitere Runde wurden retten
kénnen, doch die Reaktionen aus Politik und Wirtschaft zeigten die verhérteten Fronten
in der Diskussion in der Schweiz auf. Auch das Parlament Ubte Ende April/Anfang Mai
zunehmend Druck auf den Bundesrat aus, endlich neue Anséatze in die seit langerem
blockierten Verhandlungen zu bringen. Ein Abbruch der Verhandlungen schien fur den
Bundesrat schliesslich angesichts der bestehenden Differenzen unvermeidlich, wobei
die einseitige Entscheidung von der EU Uberhaupt nicht begrisst wurde. Verschiedene
politische und zivilgesellschaftliche Akteure wie die SP und die Operation Libero
dréngten nach dem Verhandlungsabbruch auf neue Losungsansatze, der
polarisierendste zielte gar auf einen EU-Beitritt ab. Eine in der Folge rasch ergriffene
Massnahme betraf die seit 2019 blockierte zweite Kohasionsmilliarde, die auf Initiative
des Bundesrats in der Herbstsession von beiden Raten freigegeben wurde. Nachdem
dieser zweite Schweizer Beitrag aufgrund der Nichtverlangerung der Bérsenaquivalenz
2019 blockiert worden war, erhoffte sich der Bundesrat von der Freigabe nun die
Assoziierung an Horizon Europe.

Die Verschlechterung der Beziehungen zur EU hatte sich zu Beginn des Jahres noch
nicht unbedingt abgezeichnet. Im Méarz hatte der Bundesrat die Botschaft zur Priimer
Zusammenarbeit und dem Eurodac-Protokoll veroffentlicht und damit die Grundlage
fur eine vertiefte Kooperation mit der EU in Sachen Kriminalitdtsbekdmpfung gelegt.
Diese waren in den beiden Raten unbestritten und wurden einstimmig angenommen.
Auch ein weiteres Geschéaft im Rahmen der Schengen-Weiterentwicklung, die
Interoperabilitdat zwischen den EU-Informationssystemen, fand im Standerat eine
grosse Mehrheit. Etwas umstrittener gestalteten sich die Ratsdebatten Uber die
Schweizer Beteiligung an der Weiterentwicklung von Frontex und Uber eine daflr nétige
Revision des AIG. Da die Rate und die vorberatenden Kommissionen der EU-
Migrationspolitik kritisch gegentberstanden, brachten sie Ausgleichsmassnahmen in die
Vorlage ein, um der humanitéaren Tradition der Schweiz gerecht zu werden. In der Folge
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wurde vor allem Uber deren Ausgestaltung diskutiert und weniger Uber den Frontex-
Beitrag, der personelle und finanzielle Mittel umfasste und aufgrund der drohenden
Beendigung der Schengen-Assoziierung bei einer Nichtibernahme unbestritten
schien.

Deutlich positiver als die EU-Politik liest sich die Bilanz der Schweiz im Hinblick auf die
Kooperation mit einzelnen europaischen Staaten. Die bilateralen Beziehungen zum
Vereinigten Konigreich im Nachgang des Brexit nahmen 2021 weiter Form an. Im Januar
nahm der Standerat als Zweitrat eine Motion Cottier (fdp, NR) an, die eine vertiefte
Handelsbeziehung im Rahmen der «Mind the Gap-Strategie» des Bundesrats verlangte.
Zudem veroffentlichte der Bundesrat im Juni die Botschaft zum Abkommen mit dem
Vereinigten Kénigreich Uber die Mobilitat von Dienstleistungserbringenden, durch das
die Schweiz einen vereinfachten Zugang zum britischen Arbeitsmarkt erhalten soll.
Dieses nahm die kleine Kammer in der Wintersession einstimmig an. Auch die Nutzung
des franzésischen Satellitensystems «Composante Spatiale Optique» wurde von
beiden Raten ohne grosseren Widerstand angenommen.

Auch in der Aussenwirtschaftspolitik ereignete sich im vergangenen Jahr einiges,
angefangen mit der Abstimmung Uber das Freihandelsabkommen mit Indonesien,
welches die Schweizer Bevélkerung im Marz mit 51.6 Prozent Ja-Stimmen knapper als
erwartet annahm. Deshalb werteten auch die unterlegenen Gegner und Gegnerinnen
des Abkommens dieses Resultat als Erfolg, insbesondere im Hinblick auf das
Freihandelsabkommen mit dem Mercosur, welches gemass geltender Gesetzgebung
automatisch dem fakultativen Referendum unterstellt werden soll. Erwdhnenswert war
im Kontext des Aussenhandels auch die Anpassung des Embargogesetzes, durch die das
Einfuhrverbot von Feuerwaffen, Waffenbestandteilen, Munition und weiteren Gutern
aus Russland und der Ukraine fortgefihrt werden konnte und die es dem Bundesrat
erlaubt, in vergleichbaren Situationen nicht mehr die Bundesverfassung fur ein
Embargo bemiihen zu missen.

Deutlich weniger Verdnderungen als in anderen Jahren gab es bei den Beziehungen zu
internationalen Organisationen. Hervorzuheben ist hier die Sistierung des UNO-
Migrationspakts durch den Stéanderat, welcher die Ergebnisse der Subkommissionen der
aussenpolitischen Kommissionen zum Thema «Soft Law» abwarten wollte. Ebenfalls von
Bedeutung waren die Bewilligung der von der WAK-SR geforderten standigen
parlamentarischen Delegation bei der OECD durch die beiden Rate in der
Herbstsession und die Ratifikation der ILO-Ubereinkommen 170 und 174.

Einen Bedeutungsaufschwung erlebten die bilateralen Beziehungen der Schweiz mit
China, was sich in einer Vielzahl an parlamentarischen Vorstdssen dusserte. Ausléser fur
die rege Tatigkeit des Parlaments war die mit Spannung erwartete Publikation der
Schweizer China-Strategie im Marz. Diese wurde unter anderem fir ihren unklaren
Umgang mit den chinesischen Menschenrechtsverletzungen kritisiert, weshalb die
aussenpolitischen Kommissionen der Réate selbst aktiv wurden. Bereits vor
Veroéffentlichung der China-Strategie hatte die APK-NR in der Frihjahrssession einen
Bericht zur Umsetzung des bilateralen Menschenrechtsdialogs eingefordert - mit
diesem sollte die China-Strategie beurteilt werden. Auch die Situation der tibetischen
Exilgemeinschaft in der Schweiz, die laut APK-NR unter der zunehmenden
Einflussnahme Chinas leidet, wurde in der Frihjahrssession thematisiert. Kurz darauf
engagierte sich die APK-NR auch in diesem Themenfeld: Mittels Motion forderte sie
einen starkeren Fokus der Schweiz auf die Férderung der Menschenrechte in China, der
auch in der Schweizer China-Strategie zum Ausdruck kommen sollte. Die Motion wurde
vom Nationalrat zwar beflrwortet, aber vom Standerat abgelehnt. Die APK-NR war es
auch, die den Bundesrat im Sommer mit einem Postulat ins Schwitzen brachte, das die
Prifung von vertieften Beziehungen mit Taiwan - unter anderem auf politischer Ebene
- forderte, was ganz und gar nicht zur Ein-China-Politik der Schweiz passte und vom
Bundesrat daher abgelehnt wurde. Anders sah dies der Nationalrat, der das Postulat
Uberwies. Etwas allgemeiner ging die APK-SR vor, die in einer von ihrem Rats bereits
unterstlitzten Motion eine Institutionalisierung des zwischenstaatlichen Austauschs und
der Koordination von Schweizer Akteuren mit China verlangte, um die politische
Koharenz der China-Politik sicherzustellen.

Zu kleineren Ausschlégen in der APS-Zeitungsanalyse 2021 flihrten zudem die Guten
Dienste der Schweiz (vgl. Abbildung 1). Im Juni fand in Genf das viel beachtete Treffen
zwischen US-Prasident Biden und dem russischen Prasidenten Putin statt, das von den
Bundesraten Cassis und Parmelin genutzt wurde, um die Bedeutung des internationalen
Genfs als Standort flr interdisziplindre Kooperation hervorzuheben. Im August
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verstérkte sich die Berichterstattung in diesem Themenbereich aufgrund der durch die
Machtubernahme der Taliban ausgelosten Krise in Afghanistan. In deren Wirren
evakuierte die Schweiz ihr DEZA-Kooperationsbtro in Kabul und vergab den lokalen
Mitarbeitenden der Schweizer Aussenstellen insgesamt 230 humanitare Visa. Im
Bereich der Menschenrechte hatte der Bundesrat noch vor diesen beiden
Grossereignissen die Leitlinien Menschenrechte 2021-2024 publiziert.

Die vorlUbergehenden Lockerungen der globalen Corona-Massnahmen machte sich im
EDA vor allem anhand der Auslandreisen von Aussenminister Cassis bemerkbar. Nach
einem mageren 2020 schien der EDA-Vorsteher 2021 einiges nachzuholen und reiste in
mehrere Lénder, die im Fokus der Schweizer MENA-Strategie standen, darunter
Algerien, Mali, Senegal, Gambia, Irak, Oman, Libanon, Libyen und Saudi-Arabien. Von
besonderer Bedeutung war der Staatsbesuch in der Ukraine, den Cassis zum Anlass
nahm, um den Vorbereitungsprozess fir die Ukraine-Reformkonferenz 2022
einzulduten. 3

Der Bundesrat verdffentlichte im Februar 2022 die Amerikas-Strategie 2022-2025 der
Schweiz, eine von insgesamt vier geografischen Folgestrategien zur Aussenpolitischen
Strategie 2020-2023. Diese diene gemass Bericht der Verbesserung der Kohérenz der
Aktivitdten auf dem amerikanischen Kontinent (Nord-, Zentral- und Stidamerika). Der
Bundesrat unterscheide dabei zwischen funf geografischen Schwerpunkten: den USA;
Kanada; den «Jaguaren» Lateinamerikas (Argentinien, Brasilien, Chile, Kolumbien,
Mexiko, Peru); den IZA-Landern des EDA (Bolivien, Haiti, Honduras, Kuba, Nicaragua);
und ausgewahlten Regionalorganisationen.

Fur die Zusammenarbeit mit den USA und Kanada seien alle vier Schwerpunktthemen
der Aussenpolitischen Strategie (Frieden & Sicherheit, Wohlstand, Nachhaltigkeit,
Digitalisierung) relevant, da beide Staaten nicht nur wirtschaftlich, sondern auch
kulturell extrem eng mit der Schweiz verbunden seien. Als Mitglieder diverser
multilateraler Organisationen seien die beiden Lander in vielen Gebieten wie dem
Klimaschutz, der Digitalisierung oder der Sicherheitspolitik tonangebend.

Lateinamerika und die Karibik seien eigentlich keine Schwerpunktregion der Schweizer
Aussenpolitik, trotzdem habe die Schweiz auch in diesen Gebieten bedeutende - vor
allem wirtschaftliche - Interessen. Wahrend der Fokus der Kooperation bei den Jaguar-
Staaten ahnlich breit wie im Falle der nordamerikanischen Staaten gelagert sei, spiele
die Digitalisierung im Falle der |ZA-Lander keine Rolle. Man habe sich im Rahmen der
IZA-Strategie 2021-2024 daflr entschieden, die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit
des EDA in Lateinamerika und der Karibik bis Ende 2024 schrittweise abzubauen. Die
Schweiz setze ab 2025 aber in diesen beiden Gebieten weiterhin auf Engagements in
multilateralen Organisationen; auf die wirtschaftliche Entwicklungszusammenarbeit des
SECO:; auf die Forderung von Frieden; Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte; auf die
Humanitare Hilfe; auf Globalprogramme zu Klimawandel, Wasser, Erndhrung,
Gesundheit und Migration, sowie auf den Kulturaustausch.

Uber die Regionalorganisationen, in denen die Schweiz Mitglied ist oder
Beobachterstatus hat, versuche die Schweiz ihre Interessen und Werte zu starken. Sie
konzentriere sich dabei auf die Themen Frieden und Sicherheit, Wohlstand und
Nachhaltigkeit, indem man die regionale Zusammenarbeit und den Austausch von Best
Practices fordere und die Handlungsfahigkeit der regionalen Organisationen starke.

Fur die Umsetzung der Strategie arbeite man einerseits mit Gast- und Drittstaaten,
andererseits mit internationalen Organisationen, Universitdten, NGOs und privaten
Unternehmen zusammen. *

Beziehungen zu internationalen Organisationen

En 1990 aurait dG se conclure le huitiéme cycle (dit Uruguay round) de négociations
commerciales multilatérales, initié en septembre 1986 & Punta del Este (Uruguay). Il
était censé s'achever lors de la conférence ministérielle de décembre & Bruxelles. Or, le
déroulement des discussions fut perturbé par I'émergence d'un environnement moins
favorable, caractérisé par la crise du Golfe, I'unification allemande, les problémes posés
en Europe centrale et orientale ainsi que par la détérioration des perspectives
économiques. Ces facteurs conduisirent a un déplacement des priorités politiques des
difféerents Etats. Toutefois, le processus de I|'Uruguay round fut principalement
compromis par les blocages de plus en plus importants survenus dans le dossier
agricole, malgré les impulsions politiques données lors de la rencontre ministérielle
informelle d'avril & Puerto Vallarta (Mexique) et lors du sommet des sept principales
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puissances de juillet 8 Houston (USA).

Dans ce domaine s'affrontérent les deux groupes désormais traditionnellement
représentatifs d'optiques divergentes. D'un coté, les Etats-Unis et les pays agro-
exportateurs du groupe de Cairns, qui veulent arriver a une suppression presque totale
des interventions étatiques dans le secteur agricole, principalement au niveau de la
production. De l'autre c6té, la Communauté européenne, les pays de I'AELE, le Japon et
la Corée, qui n'entendent pas livrer leurs agricultures respectives aux seules lois du
marché. Lors de la conférence ministérielle de décembre a Bruxelles, la proposition de
compromis - préconisant une réduction de 30% en cinq ans du protectionnisme - fut
adoptée, comme base de négociation, par les Etats-Unis et le groupe de Cairns mais
rejetée par la CE, le Japon et la Corée. Cependant, pour la premiére fois, la CE précisa
qu'elle pourrait souscrire a des suggestions portant sur le soutien interne, la protection
a la frontiere et les subventions a I'exportation. La Suisse se déclara préte a négocier
sur la base de ce compromis, mais sous quatre conditions. Premiérement, les regles du
GATT en la matiere doivent tenir compte des objectifs non commerciaux des politiques
agricoles. Deuxiemement, la période de mise en application des réformes doit passer
de cing a dix ans. Troisiemement, les mesures de soutien interne autorisées doivent
étre clairement définies. Quatriemement, I'étendue de la réduction des subventions et
de la protection a la frontiére doit étre négociable.

Bien que les positions se rapprochérent a la fin de I'année, le maintien de certaines
divergences conduisit a I'échec des négociations et au report de la conclusion du cycle
Uruguay a 1991. Entre-temps, on espere pouvoir solutionner I'épineux dossier agricole
afin que les accords intervenus dans les autres secteurs ne soient pas définitivement
perdus. °

Le Mexique est en outre devenu le premier pays non européen a signer une convention
avec les Etats de I'AELE. La Suisse s’est en effet jointe a la signature d'un accord de
libre-échange avec le Mexique, qui comprend la libéralisation du commerce des
produits industriels et des services, ainsi que des dispositions concernant la protection
et la promotion des investissements directs, la protection de la propriété intellectuelle
et I"acceés non discriminatoire aux marchés publics. Un volet agricole a aussi été joint au
dossier. Les Chambres ont ratifié I'accord en cours d’année. ©

Lors de la Conférence ministérielle de 'OMC qui s’est tenue en septembre a Cancun
(Mexique), aucun accord n’a pu étre trouvé. Il semble peu probable que le cycle de
Doha puisse se conclure dans le délai initialement prévu (ler janvier 2005). Le conseiller
fédéral Joseph Deiss I'a regretté et a souligné la nécessité de poursuivre les
changements structurels de l'agriculture suisse. Dans ce domaine, le ministre de
|"agriculture s’est félicité de la formation du G10 regroupant les pays favorable a la
multifonctionnalité de Iagriculture. Il a également relevé que la poursuite de
I'ouverture des marchés était nécessaire pour assurer la croissance économique. ’

Ende September wurde eine von der Schweiz zusammen mit Argentinien und Marokko
ausgearbeitete Resolution im UNO-Menschenrechtsrat in gegenseitigem Einvernehmen
verabschiedet. Durch diesen Entscheid wurde die Position eines neuen
Sonderberichterstatters geschaffen, welcher die UNO-Mitgliedsstaaten in Situationen
beraten und unterstitzen kann, in welchen die Menschenrechte oder das humanitéare
Vélkerrecht grob verletzt werden. ®
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Zwischenstaatliche Beziehungen

En février, le président mexicain Carlos Salinas de Gortari eut, en marge du forum
économique mondial de Davos ainsi que lors de sa visite officielle a Berne, des
conversations avec J.-P. Delamuraz afin d'établir un accord-cadre permettant de
dynamiser la collaboration bilatérale. °

Le président de I'Equateur Rodrigo Borja Cevallos et son ministre des affaires
étrangeéres, tout comme le ministre des affaires étrangeres argentin Guido di Tella
quelques semaines plus tard, ont eu des entretiens officiels avec R. Felber et J.P.
Delamuraz au sujet notamment de la coopération entre la Suisse et leur pays
respectif. ©

Une délégation du Conseil fédéral a recu le président de I'Argentine, Carlos Menem,
pour discuter des relations économiques entre les deux pays. Un accord de
rééchelonnement de la dette de I'Etat argentin et une déclaration d'intention conjointe
ont été signés lors de cette réunion. "

Les Chambres fédérales ont approuvé les conventions de double imposition avec la
Roumanie (93.092), le Mexique (93.087), I'Inde (94.087) et la Tunisie (94.043), ainsi que
celle en matiére d'impdts sur les successions avec la Grande-Bretagne (94.023). Elles
ont également adopté la modification des conventions de double imposition avec
I'Autriche (94.014) et la Grande-Bretagne (94.016).

Aprés la Chine en 1992, la Malaisie, Hong Kong et la Thailande en 1993, Jean-Pascal
Delamuraz a a nouveau intensifié ses contacts avec les pays d'Asie de I'Est et du Sud-
Est. Accompagné d'une importante délégation de représentants de I'économie suisse, il
s'est rendu cette année au Vietnam, puis en Indonésie dans I'optique d'établir de
nouvelles relations économiques avec ces pays. Le chef du DFEP s'est également
déplacé aux Etats-Unis, puis au Chili et en Argentine.

Dans le cadre d'un voyage de huit jours en Amérique latine, le conseiller fédéral Flavio
Cotti - qui était accompagné pour la circonstance par des représentants de I'économie
suisse - s'est tout d'abord rendu au Pérou ou un accord d'entraide judiciaire en
matiere pénale a pu étre signé avec les autorités nationales. Au terme d'une entrevue
avec le président Alberto Fujimori, le chef du DFAE a ensuite poursuivi son séjour
diplomatique vers |'Argentine. Placée sous le signe des relations économiques
bilatérales, la visite de Flavio Cotti a Buenos Aires a notamment permis la signature
d'une convention de double imposition entre les deux pays. Le chef de la diplomatie
helvétique a eu en outre un entretien avec le président argentin Carlos Menem. La
délégation suisse a finalement achevé son périple en Amérique latine par une halte au
Brésil ou le theme des droits de I'hnomme a été abordé en marge de discussions d'ordre
économique. "

Dans le courant de I'année sous revue, les Chambres fédérales ont approuvé les
conventions de double imposition avec la République de Slovénie, le Vietnam, le
Vénézuela, les Etats-Unis, la République slovaque ainsi qu'avec le Canada. Le
parlement a en outre habilité le gouvernement a ratifier un protocole modifiant la
convention de double imposition avec le Danemark. Enfin, le Conseil des Etats a
approuvé a l'unanimité une convention de double imposition avec I'Argentine ainsi
qu'un avenant modifiant la convention de double imposition avec la France.
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Pascal Couchepin a également effectué une visite officielle au Mexique entouré d’une
délégation comprenant entre autres le président du Vorort (Union suisse du commerce
et de I'industrie). Il y a notamment signé avec son homologue mexicain une déclaration
d’intention concernant la coopération économique et commerciale. A moyen terme, le
but est d'aboutir & un accord de libre-échange commercial entre les deux pays. Un
mois plus tard, le chef du département de I"économie publique s’est rendu au Canada
ou il a signé un accord bilatéral concernant la reconnaissance mutuelle des produits
industriels des deux pays. Avec cet accord, les exportateurs suisses sont traités
similairement a ceux de I'UE sur le marché canadien. Pascal Couchepin s’est également
entretenu lors de sa visite du projet d’accord de libre-échange entre I'AELE et le
Canada qui pourrait étre conclu dés 1999. ™

La Suisse et les Philippines ont signé une convention en vue d’éliminer les doubles
impositions en matiére d’'impots sur le revenu. Le Conseil national a lui approuvé, en
tant que deuxieme chambre, deux autres conventions de double imposition avec
I’Argentine (97.057) et la France (97.067). "

Le DFAE a sanctionné un de ses correspondants consulaires en le relevant de ses
fonctions. Ce dernier avait publiquement tenu (notamment a la télévision suisse
romande) des propos particulierement bienveillants a I’endroit d’un général qui avait
commandé la répression militaire dans les années 1976-1983.

En début d’année, Pascal Couchepin a lancé une petite polémique a I'encontre de son
collégue des Affaires étrangéres. Alors que ce dernier s’apprétait a se rendre en Egypte,
au Liban et en Syrie en compagnie d'un grand nombre de patrons suisses, le chef du
Département de I'Economie a regretté par voie de presse que la politique étrangere
helvétique se méle de I'économie. Il a insisté sur la séparation des attributions au sein
du Conseil fédéral, créant un court débat par journaux interposés. Celui-ci a
officiellement débouché sur une concertation commune entre les deux Départements
qui devrait contribuer a une meilleure collaboration. Au chapitre de ses voyages
individuels, Pascal Couchepin s’est rendu en Inde durant quatre jours. Au terme de son
séjour, il a souhaité que ce pays devienne un acteur économique significatif pour la
Suisse et a rangé l'Inde au rang des Etats prioritaires pour la politique étrangere
helvétique. Le ministre de I'Economie a ensuite traversé le cone sud de I'’Amérique
latine, en compagnie d'une délégation d’entrepreneurs suisses. Au Chili et au Mexique,
il a abordé les questions concernant un futur traité de libre-échange entre I'’AELE et ces

pays. "

Le ministre de I'économie Joseph Deiss, s’est rendu trois jours au Brésil pour une visite
officielle. Dans le cadre de cette mission économique, il a notamment rencontrés le
président Luiz Inacio Lula da Silva. Il a également saisi I'occasion, a quelques jours de
|"ouverture du sommet de I'OMC de Cancun, pour s’entretenir avec le ministre brésilien
de I'agriculture. Le ministre de I"économie a également dirigé de nombreuses missions
économiques durant I'année sous revue. *°

Président de la Confédération durant I'année 2004, Joseph Deiss a effectué de
nombreux voyages & l'étranger. |l s’est tout d’abord rendu en Irlande, ou il s’est
entretenu avec le premier ministre irlandais Bertie Ahern au sujet des Bilatérales Il. Au
mois de mars, il a effectué une visite officielle de quatre jours en Thailande afin
d’intensifier les relations économiques entre les deux pays. Il y a rencontré le premier
ministre thailandais, de méme que le roi Bhumibol Adulaydej. Suite aux attentats
terroristes du 11 mars, le Président de la Confédération s'est rendu & Madrid pour
assister aux cérémonies officielles en hommage aux victimes. A la mi-mai, Joseph Deiss
a effectué un voyage a Paris en compagnie du conseiller fédéral Pascal Couchepin.
Outre la participation a la réunion ministérielle annuelle de 'OCDE, Joseph Deiss a
rencontré le Ministre d'Etat, Ministre de I'économie, des finances et de l'industrie
francais Nicolas Sarkozy en marge de ce sommet. IIs se sont notamment entretenus sur
la question des Accords bilatéraux Il. Suite a I'accord politique dans les négociations
bilatérales Il, une délégation du Conseil fédéral composée Joseph Deiss, Micheline

Calmy-Rey et Hans-Rudolf Merz, a été recue a Bruxelles par la Commission européenne
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au grand complet et par la vice-premier ministre de la République d’Irlande, Mary
Harney, en sa qualité de représentante de la présidence du Conseil de I'UE. Le chef du
DFE s’est ensuite rendu aux Pays-Bas a la fin du mois de mai. Aprés avoir visité la Cour
pénale internationale de La Haye, Joseph Deiss a partagé un diner de travail avec le
premier ministre néerlandais et a finalement assisté a une réception donnée en
I’'honneur de la reine Beatrix. Récemment entrée dans I’'UE, la Slovénie a recu une visite
éclair du Président de la Confédération a la fin juin. Les discussions avec le président
slovene ont porté, entre autres, sur les bilatérales bis. Fin juillet, c’est en Autriche que
le président de la Confédération s’est rendu, afin de rencontrer son homologue
autrichien Heinz Fischer. C’est dans |'optique de resserrer les liens économiques et de
relancer les investissements japonais que Joseph Deiss a effectué une visite de quatre
jours au Japon au mois d’octobre. Outre le premier ministre japonais Junichiro
Koizumi, il a rencontré le couple impérial, honneur rare pour un chef d’Etat. A la fin de
|"année, il a encore effectué une visite en République tcheque, accompagné d’une forte
délégation économique. Il a enchainé une semaine plus tard par une visite au Mexique
(six mois apres la visite officielle du président Vicente Fox en Suisse), également
accompagné d'une importante délégation des milieux d’affaires. Fin décembre, Joseph
Deiss s’est rendu au Burkina Faso pour le dixiéme Sommet de la Francophonie. %!

En visite officielle, le président mexicain Vicente Fox a cherché & établir des contacts
avec les milieux économiques suisses. A ce titre, il a rencontré la créme des
entreprises, réunies pour |'occasion par I'association economiesuisse. %

Le Tribunal fédéral, dans un arrét rendu dans le cadre de |'affaire des frégates
francaises livrées & Taiwan, a affirmé que Taiwan était «un Etat souverain et
indépendant ». Loin d'étre anodine, cette décision de la haute autorité judiciaire a mis
la Confédération dans I'embarras, puisqu’elle contredit la politique du Conseil fédéral a
|"égard de la Chine. Aux yeux du gouvernement, Taiwan n’est en effet qu'une
«province » de cette derniére. De plus, si la Suisse reconnaissait Taiwan, cela
entrafnerait la rupture des relations diplomatiques avec la Chine. Le DFAE a trés
brievement commenté la situation en déclarant que la décision du Tribunal fédéral
n’avait pas d’influence sur la politique étrangére de la Confédération. %

La conseillére fédérale Micheline Calmy-Rey a, de son cbté, également effectué de
nombreuses visites a I'étranger. Pour son premier voyage de I'année, la conseillere
fédérale s’est rendue en Ukraine, afin de représenter la Suisse a la cérémonie
d’investiture du nouveau président, Viktor louchtchenko. Début février, la cheffe du
DFAE s’est rendue a Bruxelles, ou elle a rencontré Javier Solana, le Secrétaire général du
Conseil de I’'Union européenne et Haut représentant pour la politique étrangere et de
sécurité commune de I'UE, ainsi que Benita Ferrero-Waldner, la commissaire
européenne aux relations extérieures et a la politique de voisinage. Les questions de la
situation au Proche-Orient et de ['Initiative de Genéve ont été abordées avec le
premier, alors que les Bilatérales Il et les modalités de la future contribution suisse a la
cohésion de I'UE élargie ont été au centre des discussions avec Mme Ferrero-Waldner.
La conseillere fédérale a ensuite effectué une visite de six jours en Israél et en
territoires palestiniens. Elle a rencontré tout d’abord le Président de I'Autorité
palestinienne, Mahmoud Abbas, et le premier ministre, Ahmad Qorei, a Ramallah, a qui
elle a réaffirmé I'engagement humanitaire de la Confédération. Elle a également plaidé
pour que l'Initiative de Geneve ne soit pas « oubliée ». En Israél, elle a été recue par
son homologue et par le Président Moshé Katsav. Les entretiens ont porté sur les
relations entre la Suisse et Israél, ce dernier pays s'étant plaint d'une campagne hostile
a son égard dans certains parlements cantonaux suisses et dans les médias. La
conseillere fédérale a ensuite effectué, a la fin février, une visite de six jours en
Amérique du Sud. Elle s’est rendue au Pérou, en Argentine et en Uruguay. Elle s’est
ensuite rendue a Ankara au mois de mars, afin de normaliser les relations entre la
Suisse et la Turquie, qui se sont dégradées en grande partie a cause de la question tres
sensible du génocide arménien. Elle a notamment rencontré son homologue turc
Abdullah Gul. La cheffe du DFAE a effectué une visite en Serbie-Monténégro au mois de
juin. Elle y a rencontré le Président serbe Boris Tadic. Sujet extrémement délicat,
Micheline Calmy-Rey a préné I'indépendance du Kosovo, province serbe actuellement
sous protectorat international, et a offert les services de la Suisse, afin d’aider Serbes
et Albanais dans leurs pourparlers. Le président serbe ne I'a pas entendu de cette
oreille, puisqu’il a rétorqué que la « fragmentation » de la Serbie-Monténégro serait un

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23

10



INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 11.09.2006
ELIE BURGOS

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 25.10.2006
ELIE BURGOS

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 14.11.2007
ELIE BURGOS

MOTION
DATUM: 04.12.2007
ELIE BURGOS

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2008
ELIE BURGOS

« détonateur dangereux » pour la région. La conseillere fédérale a ensuite été recue a
Kiev au mois de juin, ou elle a rencontré le Président Viktor louchtchenko. Une
intensification des relations bilatérales entre la Suisse et |'Ukraine, notamment en
matiere de coopération technique et économique, a figuré au menu des discussions.
Fin juin, Micheline Calmy-Rey a effectué une visite aux Etats-Unis, ou elle a rencontré
son homologue américaine Condoleezza Rice. De nombreuses questions ont été
abordées, dont larrivée au pouvoir d'un ultraconservateur en Iran, un nouveau
protocole additionnel aux Conventions de Genéve, ainsi qu’un accord commercial
bilatéral (accord de libre-échange) entre la Suisse et les Etats-Unis. La conseillere
fédérale s’est en outre rendue au siege de 'ONU a New York, ou elle a rencontré Kofi
Annan. Apres une visite officielle & Madrid, ou elle a été recue par son homologue
espagnol, la cheffe du DFAE s’est rendue au Kosovo. Elle y a rencontré le Président
kosovar Ibrahim Rugova et le premier ministre Bairam Kosumi. Elle a réaffirmé que le
DFAE souhaitait une «indépendance formelle » pour le Kosovo. Cette prise de
position, n'a pas manqué de susciter les critiques de Belgrade, mais également des
remous aux chambres fédérales. Suite a une visite a Budapest, ou elle a rencontré son
homologue hongrois, Micheline Calmy-Rey a effectuée une tournée au Proche-Orient
au mois de novembre. Ce voyage en Egypte, en Israél, dans les territoires palestiniens et
au Liban a été centré principalement sur I'adoption d’un embleme additionnel pour le
Mouvement de la Croix-Rouge. Au cours de cette visite, elle a rencontré le premier
ministre israélien Ariel Sharon et le Président de I'Autorité palestinienne Mahmoud
Abbas. En fin d’année, la conseillere fédérale s’est rendue en Slovénie, afin d’évoquer
|"aide de la Suisse a la cohésion de I'UE, et a Prague, ou elle a été recue par son
homologue tcheque.

Taiwan a demandé a la Suisse, au mois de septembre, la restitution de 520 millions de
dollars bloqués dans les banques suisses dans le cadre de |'affaire des frégates de
Taiwan. ®

Le Conseil fédéral a remis au parlement le message concernant le Traité d’entraide
judiciaire en matiére pénale entre la Suisse et le Mexique. %

Le Conseil fédéral a présenté son message concernant un protocole modifiant la
Convention contre les doubles impositions avec I'Argentine. 7/

Durant I"'année sous revue, les chambres ont traité deux motions relatives a la position
du gouvernement vis-a-vis de la participation de Taiwan a I’'OMS. Une premiere motion
(04.3686), déposée en 2004 par André Reymond (udc, GE), qui demandait au Conseil
fédéral de statuer que la délégation suisse soutiendra la demande d’adhésion de Taiwan
a I'OMS, ou s'abstient de voter, lorsque la République de Chine déposera sa demande
d’adhésion. Si le Conseil national a adopté cette motion au mois de mars, par 94 voix
contre 62, le Conseil des Etats I'a toutefois rejetée au mois de juin. Il a suivi a ce titre la
majorité de sa commission compétente. Il a toutefois adopté une motion apparentée
de sa commission de politique extérieure, qui demandait, elle, au Conseil fédéral de se
prononcer, au sein des instances de I'OMS, pour que Taiwan, indépendamment de son
statut international, participe a la mise en oeuvre des missions de la politique sanitaire
mondiale, en particulier en matiere de prévention, de surveillance et d'échanges
d'informations concernant les nouvelles maladies infectieuses. Le Conseil national s’est
ensuite prononcé a son tour en faveur de cette seconde motion. 28

La conseillere fédérale Doris Leuthard a conduit une mission économique de plusieurs
jours au Mexique au mois de février, afin d'intensifier les relations commerciales entre
les deux pays. Elle s’est ensuite rendue au Japon, ou elle a signé, avec le ministre
japonais des affaires étrangeres un accord bilatéral de libre-échange et de partenariat
économique entre les deux pays. En visite en Inde au mois d’avril, la cheffe du DFE a
rencontré son homologue Kamal Nath. Les deux ministres ont déclaré qu’un accord de
libre-échange entre les deux pays devrait étre conclu dans I'année. Inaugurant le tout
premier vol direct de SWISS & destination de Shanghai, Doris Leuthard a effectué une
visite de cing jours en Chine en mai. Ce déplacement avait pour objectif de rencontrer
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Chen Deming, le nouveau ministre chinois du commerce et de poursuivre le dialogue
bilatéral en matiere de libre-échange. La conseillere fédérale s’est rendue en Russie au
mois de juillet. Elle a signé un plan d"action pour renforcer la coopération économique
entre les deux pays avec son homologue russe. Afin d’entretenir les relations bilatérales
entre la Suisse et I'UE, la cheffe du DFE a rencontré trois commissaires européens a
Bruxelles. En fin d’année, Doris Leuthard a effectué une visite en Turquie. Elle était
accompagnée de représentants des principaux secteurs exportateurs suisses vers la
Turquie. ®

Les chambres ont adopté sans discussion le Traité d’entraide judiciaire en matiére
pénale avec le Mexique. *°

Au mois de juin, le Conseil fédéral a décidé de restituer les 74 millions de francs (solde
non criminel) des avoirs illicites de Raul Salinas, I'ex-frére de I'ancien président
mexicain Carlos Salinas. *'

Les chambres ont adopté, durant I'année sous revue, le protocole modifiant la
Convention contre les doubles impositions avec I'’Argentine. *?

La Suisse a paraphé une CDI révisée avec le Mexique prenant en compte les standards
de I'OCDE. *

Le parlement a approuvé une nouvelle CDI avec le Mexique intégrant le nouveau
standard d’assistance adopté par le Conseil fédéral. >

La Confédération a restitué 20 millions de francs détournés par I'ancien président de
Taiwan. %

Beide Ratskammern stimmten in der Schlussabstimmung vom September dem
Abkommen mit Argentinien Uber die Rechtshilfe in Strafsachen einstimmig zu. Zuvor
war bei den Beratungen in der grossen Kammer von einer Minderheit aus SP-
Parlamentariern der Antrag gestellt worden, das Begehren zurlckzuweisen und mit
Argentinien zeitgleich ein neues Doppelbesteuerungsabkommen auszuhandeln, welches
die Amtshilfe nach OECD-Standard enthalt. Dieser Ruckweisungsantrag erhielt
allerdings keine Unterstltzung von burgerlicher Seite und wurde klar abgelehnt. *¢

Accompagné par une délégation économique, Johann Schneider-Ammann, le ministre
de I'économie de la formation et de la recherche, s’est rendu au Mexique afin de
promouvoir la coopération économique entre le Mexique et la Suisse. Le ministre
libéral-radical a ensuite visité le salon de I'agriculture a Paris. En avril, il s’est envolé
vers le Kazakhstan et I'Azerbaidjan avec une délégation afin de renforcer les liens
économiques de la Confédération avec ces pays. Washington accueillant 'assemblée de
printemps du FMI et de la Banque mondiale, Johann Schneider-Ammann s’est rendu
dans la capitale américaine, accompagné de la ministre des finances et du président de
la Banque nationale suisse Thomas Jordan. Il s’est ensuite envolé aux portes de
I'Europe, & Istanbul, afin d’assister & I'assemblée annuelle de la Banque européenne
pour la reconstruction et le développement (BERD). A Bruxelles, il a signé un accord en
matiere de concurrence avec I'UE. C’est ensuite Paris qui a accueilli le conseiller
fédéral a I'occasion de la réunion de I'OCDE. En juin, le chef du département de
|"économie s’est rendu a Trondheim pour la conférence ministérielle de I’AELE. Lors de
cette rencontre, le ministre a signé des accords de libre-échange entre I’Association
européenne de libre-échange (AELE) et la Bosnie et Herzégovine, le Costa Rica, le
Panama, ainsi que des déclarations de coopération avec le Nigéria et le Myanmar.
Accompagné d’une délégation économique, Johann Schneider-Ammann s’est rendu en
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Chine et en Corée du Sud. Le point culminant de cette visite aura été la signature de
|'accord de libre-échange entre la Suisse et la Chine. En septembre, la visite du
conseiller fédéral en Afrique du Sud a combiné une approche économique et
scientifique afin d'intensifier la coopération dans ces deux domaines. Le ministre s’est
ensuite envolé pour Washington, accompagné d’Eveline Widmer-Schlumpf, pour
participer a I'assemblée annuelle du FMI et de la banque mondiale. En octobre, Johann
Schneider-Ammann s’est rendu a Bruxelles pour une visite de travail. Et c’est I’Asie, plus
particulierement le Vietnam et I'Indonésie, qui ont recu le ministre pour discuter
d"accords de libre-échange. Dans le courant du mois de novembre, Johann Schneider-
Ammann a effectué une visite aux Pays-Bas ou il a notamment visité le centre des
ingénieurs de I|'Agence spatiale européenne avant de rencontrer son homologue
néerlandais. La neuvieme conférence ministérielle de 'OMC s’est tenue a Bali, ou le
ministre bernois a représenté la Suisse. ¥’

A la suite de négociations débutées en 2012, la Suisse et I'Argentine sont parvenues, en
mars 2014, a la signature d'une nouvelle convention visant & éviter les doubles
impositions sur le revenu et la fortune. Approuvé par les cantons ainsi que par une
majorité des milieux économiques concernés, le projet d'arrété fédéral a été soumis au
Parlement en octobre 2014. Lors de la session de printemps 2015, la chambre basse
s'est alors prononcée en faveur du projet du Conseil fédéral, tout comme la chambre
haute, durant la session suivante. Lors du vote final du 19 juin 2015, la CDI avec
I'Argentine a, en définitive, été adoptée par les parlementaires a 157 voix contre 34 et 3
abstentions au Conseil national et & I'unanimité au Conseil des Etats. **

Johann Schneider-Ammann a participé a la Conférence ministérielle de I’AELE qui
s'est tenue le 23 novembre a Genéve. Il a été question des négociations en cours
concernant les accords de libre-échange avec la Géorgie, I'Inde, I'Indonésie, la Malaisie,
les Philippines et le Vietnam et des accords en vue avec la Turquie, le Canada et le
Mexique. Par ailleurs, les ministres de I'AELE ont rencontré I'ambassadeur américain
Michael Punke, représentant adjoint au commerce, qui les a informés de I'avancement
des négociations de libre-échange entre les Etats-Unis et I'UE. *

Im Juni 2021 hatte die APK-NR das Postulat «Verbesserungen der Beziehungen mit
Taiwan>» eingereicht. Der Vorstoss forderte vom Bundesrat einen Bericht, der aufzeigen
soll, in welchen Bereichen von Wirtschaft, Politik, Wissenschaft und Kultur die
Beziehungen zu Taiwan vertieft werden kdnnten. In seiner Stellungnahme machte der
Bundesrat klar, dass die Schweiz eine Ein-China-Politik verfolge und daher Taiwan nicht
als eigenstandigen Staat anerkenne. Daher gebe es auch keine Mdglichkeit, die
politischen Beziehungen auf Regierungsebene zu intensivieren. Man verfolge einen
«pragmatischen Ansatz der Zusammenarbeit» mit Taiwan, was auch in der China-
Strategie 2021-2024 festgehalten worden sei. In den Bereichen Wirtschaft,
Wissenschaft und Forschung sei man sich der Bedeutung Taiwans bereits bewusst und
besasse gute Beziehungen. Aufgrund der bereits bestehenden Zusammenarbeit und der
gegenwartig angespannten Lage zwischen China und Taiwan befand der Bundesrat den
geforderten Bericht fur «nicht angebracht» und beantragte die Ablehnung des
Postulats.

In der Herbstsession 2021 beantragte die SVP-Fraktion die Ablehnung des Postulats,
wéhrend sich die Kommission fur die Annahme ihres Vorstosses aussprach. Nicolas
Walder (gp, GE) hob die zahlreichen Parallelen und Gemeinsamkeiten zwischen der
Schweiz und Taiwan hervor und kritisierte den Bundesrat daflr, dass dieser Taiwan in
seiner China-Strategie nicht mehr Platz eingerdaumt hatte. Die Kommission anerkenne
die Ein-China-Strategie des Bundesrats und sei liberzeugt, dass das Postulat diese auch
nicht in Frage stelle. Sein Kommissionskollege Portmann (fdp, ZH) verglich die
Beziehungen zu Taiwan mit denen zwischen der Schweiz und Baden-Wirttemberg als
Bundesland von Deutschland. Portmann entkraftigte auch die Argumente der
Minderheit, welche eine Verletzung der Schweizer Neutralitat beflirchtete. Da sich
Taiwan und China nicht in einer kriegerischen Auseinandersetzung befanden, wirde
sich diese Frage gar nicht erst stellen. Der anwesende Aussenminister Cassis stellte die
Frage in den Raum, ob eine Vertiefung der Beziehungen der Sache Taiwans diene oder
ob die Fortsetzung der «pragmatischen Politik» der Schweiz nicht vielversprechender
sei. Aus Sicht des Bundesrates sei Letzteres der Fall. Der Nationalrat folgte jedoch dem
Vorschlag seiner Kommission und nahm das Postulat mit 129 zu 43 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) an. Die Gegenstimmen stammten aus den Reihen der SVP- und
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Entwicklungspolitik

En 1990, des accords de rééchelonnement de dettes furent conclus avec I'Argentine
(248,6 millions de francs), le Mexique (47) et I'Equateur (10). Des traités de consolidation
de dettes le furent avec les Philippines (20), la Cote d'lvoire (90), le Gabon (2), la
Guinée-Bissau (3,5), le Mali (1,1), le Sénégal (7,6), la Tanzanie (2,3) et le Togo (27). *

Aussenwirtschaftspolitik

Wie schon 1979 stiessen die Nuklearexporte auf Kritik. Die Opposition gegen die
Lieferung einer Schwerwasseranlage an Argentinien formierte sich in der
«Arbeitsgemeinschaft gegen Atomexporte». lhrer Ansicht nach ist das Interesse
Argentiniens an diesem Geschaft in erster Linie militarischer Natur. Sie protestierte
deshalb gegen die Ausfuhrbewilligung, die das Bundesamt flr Energiewirtschaft der
Firma Sulzer fur die Schwerwasseranlage erteilte. Die Bewilligung stitzte sich darauf,
dass Buenos Aires der Schweiz zugesichert hatte, die Anlage nur fur friedliche Zwecke
zu gebrauchen. Die Nukleartatigkeit Argentiniens, das den Atomsperrvertrag nicht
unterzeichnet hat, untersteht zudem der Kontrolle der Internationalen Atomenergie-
Organisation.

Auch von auslandischer Seite wurden Bedenken gegen die schweizerischen
Atomtechnologieexporte gedussert. Die USA kritisierten die Lieferung von industriellen
Ausrlstungsglitern an  Pakistan, welche nicht auf der Sperrliste des
Nonproliferationsvertrages stehen, von denen die USA jedoch annehmen, dass sie zur
Herstellung von Atomwaffen dienen kénnten. Nach Ansicht der Administration Carter
verstiess die Schweiz zwar nicht gegen den Buchstaben, wohl aber gegen den Geist des
Atomsperrvertrages, den sie 1977 unterzeichnet hatte. Amerikanische Kommentatoren
stellten fest, dass gleichzeitig schweizerische Gesuche um Bewilligungen fur die
Ausfuhr abgebrannter Brennstdbe von den USA ungewdhnlich eingehend gepruft
wurden; sie nahmen an, dass die Gesuche blockiert bleiben wirden, bis die Schweiz
ihre Haltung gegentber den Nuklearexporten nach Pakistan gedndert habe.

An der Konferenz zur Uberprifung des Atomsperrvertrages in Genf und an der
Generalkonferenz der Internationalen Atomenergie-Organisation betonte die Schweiz,
dass sie sich streng an ihre internationalen Verpflichtungen bezlglich der
Nichtverbreitung von Atomwaffen halte. Sie wandte sich jedoch dagegen, dass
nuklearindustriell fihrende Méachte einseitig auf andere Staaten Druck auslbten und
deren Exporte, die der zivilen Nutzung von Kernenergie dienen sollen, zu behindern
trachteten. Da sich Pakistan - trotz mehrmaliger Versicherung, seine Atomanlagen nur
far friedliche Zwecke zu verwenden - nicht der Kontrolle der Internationalen
Atomenergie-Organisation unterstellte, beschloss der Bundesrat zu Uberprifen, wie er
in Zukunft Nuklearexporte nach Pakistan behandeln will. Siehe diesbezlglich die
Interpellation (Ip. 80.493) Carobbio (psa, TI). #?

Les exportations d'armements constituerent également la cible de critiques
renouvelées, notamment en ce qui concerne la fourniture au Guatemala d'avions civils
suisses PC-7 susceptibles d'étre aménagés a des fins militaires. Une pétition dotée de
25'000 signatures fut déposée au Palais fédéral en février afin d'exiger la cessation de
ces livraisons. De leur coté, le DMF et le DFAE préciserent a plusieurs reprises que ce
type de matériel ne saurait étre soumis & la législation régissant le commerce de
|'armement.

Par ailleurs, le gouvernement helvétique eut a se prononcer sur une autorisation
d'exportation de matériel militaire vers Taiwan. Ce dossier délicat a mis en évidence
I'imbrication d'éléments politiques, diplomatiques et commerciaux qui ont conduit le
Conseil fédéral a émettre une réponse négative. Dans son argumentation, I'exécutif
fédéral rappela qu'une telle transaction ne pouvait s'effectuer qu'avec les autorités du
pays concerné. Or, malgré I'existence d'échanges commerciaux entre Taiwan et la
Suisse, Berne n'a pas reconnu officiellement le gouvernement de la Chine nationaliste
alors que celui de la Chine populaire a été reconnu dés 1950. En outre, de nombreux
observateurs ont relevé I'intérét économique potentiel incarné par le marché de la
Chine continentale. *
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Malgré la situation déprimée de I'économie internationale, une concurrence trés dure
et un raffermissement du franc a partir de juin 1992, les secteurs d'exportation sont
parvenus a accroitre leurs livraisons a I'étranger de 4,3% en volume - 5,0% en valeur
nominale -, contrebalancant ainsi la forte chute de l'activité intérieure. Les bons
résultats des exportations sont répartis de maniere inégale entre les principales
branches. Ainsi, des taux de croissance élevés ont été enregistrés dans l'industrie
chimique et plastique, I'alimentation et I'industrie horlogére. Les exportations de
vétements, apres deux années positives, ont reculé, tandis que celles des biens
d'investissement - machines, appareils, instruments - ont pu se maintenir a leur niveau
de l'année précédente en dépit de la faiblesse des investissements sur le plan
international.

L'évolution des exportations par région illustre la meilleure conjoncture économique
qu'ont connu de nombreux pays extérieurs a la zone de I'OCDE, a I'exception de
I'Europe centrale et orientale. Les livraisons vers les pays non-membres de I'OCDE ont
augmenté de 8,5%, alors qu'elles ne progressaient que de 4,2% pour les pays membres.
La proportion des exportations vers la zone de I'OCDE n'a cependant guere diminué
(79.9% contre 80,7% en 1991). En moyenne, les exportations vers la CE (+4,5%) et les
pays de I'OCDE non-européens (+4,0%) - a signaler: +9,3% vers les Etats-Unis et -5,4%
vers le Canada - ont évolué dans des proportions similaires; seules les livraisons vers les
pays de I'AELE (+2,8%) ont connu une progression légérement plus faible.

En dehors de la zone de I'OCDE, la croissance des exportations en direction de la Chine
(+32,5%) et des pays de I'OPEP (+12,7%) a été particuliérement forte. La méme tendance
a pu étre observée pour les livraisons a différents pays récemment industrialisés du
Sud-Est asiatique et de I'Amérique latine: Taiwan (+37,4%), Hongkong (+14,7%) et
Mexique (+29,9%). Par contre, les exportations vers les pays d'Europe centrale et
orientale ont dans I'ensemble diminué de 3,8%; cette réduction a été particulierement
marquée en ce qui concerne la CEl (-35,3%), alors que les livraisons a la
Tchécoslovaquie progressaient de 34,3%. *

La croissance des importations suisses s'est avérée plus forte que prévu en 1994,
Atteignant 9.5% en volume et 3.9% en valeur nominale, I'augmentation des achats
helvétiques en provenance de I'étranger s'explique principalement par une forte
poussée de la demande intérieure, particuliecrement dans les domaines qui se
caractérisent par une forte propension a importer: reconstitution de stocks, achats de
biens d'équipement et consommation de biens durables. La forte croissance de la
demande de produits semi-finis industriels et de biens intermédiaires s'est appliquée a
une large palette de produits: métaux, produits chimiques, matieres plastiques, etc. Les
importations de biens d'investissement se sont étendues a un large éventail de secteurs
allant des machines motrices a la plupart des catégories de machines pour la
production, en particulier les machines et appareils destinés a I'industrie des services.
Les importations de biens de consommation durables - notamment les voitures (+13.5%
en nombre) - ont également fortement progressé.

Comme pour les exportations suisses, les différences entre les taux de croissance des
importations provenant, d'un cété, des pays industrialisés (+3.5%) et, de l'autre, des
pays non-membres de I'OCDE (+7.7%) se sont amenuisées par rapport a 1993. Les
exportations européennes, que ce soit de I'UE (+4.1%) ou de I'AELE (+4.3%), ont
sensiblement augmenté. Les importations suisses en provenance des pays de I'OCDE
non européens ont, en revanche, légerement diminué (-1.1), les exportations japonaises
connaissant une baisse de 10.7%, alors que celles du Mexique ont parallelement
augmenté de 38.8%. En ce qui concerne les pays non-membres de I'OCDE (+7.7%
d'importations) - dont les biens exportés représentent 9.1% du total des produits
importés en Suisse - les importations en provenance des pays d'Europe de I'Est
(+16.4%) et des pays de I'OPEP (+12.8%) ont connu la plus forte hausse. Quant aux
exportations des pays non producteurs de pétrole et de la Chine, elles ont connu des
augmentations de 5.5% et 6.5%. *°
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Le Conseil fédéral a décidé de ne pas délivrer I'autorisation d'exporter 48 avions Pilatus
de type PC-9 commandés par les autorités mexicaines. S'inscrivant dans un contexte
de lutte contre la rebellion menée par les Indiens du Chiapas, ce refus a été justifié en
raison de l'intention des forces aériennes du Mexique d'acquérir ces appareils dans
leur version utilisable & des fins militaires. La société Pilatus et le gouvernement du
canton de Nidwald n'ont pas manqué de déplorer cette décision entrainant un manque
a gagner de quelque 300 millions de francs. Le constructeur helvétique, associé a la
firme américaine Beech, a en revanche remporté le concours pour équiper I'US Air
Force et I'US Navy de 711 avions d'entrainement dérivés du PC-9. #

Le rapport sur la politique extérieure 2000 a été soumis aux Chambres par le
gouvernement. Le texte inventorie notamment les accords commerciaux signés durant
I'année avec la Croatie, I'Ukraine, la République fédérale de Yougoslavie et le Mexique,
ainsi que les mesures d'embargo décrétées envers lIlrak, la Sierra Leone et
I’Afghanistan. Il propose en outre & I’Assemblée fédérale la ratification de nouveaux
accords avec la République de Macédoine, le Liechtenstein, I'Allemagne et la
République d’Azerbaidjan. A relever qu’en 1999 le conseiller national Hans Zbinden (ps,
AG) avait demandé par voie de postulat (99.3093) que le Conseil fédéral transforme son
rapport annuel sur la politique économique extérieure en un document plus global qui
prendrait en considération des facteurs sociaux, écologiques ou culturels. Au cours de
I"année sous revue, le Conseil national a rejeté le postulat (565 voix pour, 80 voix contre),
suivant ainsi I'avis du gouvernement. ¥

En puisant dans son excédent de recettes, la Garantie contre les risques a
I’exportation (GRE) a remboursé 100 millions de francs & la Confédération durant
|'année sous revue. Le reste des avances a payer s'élevait encore a 550 millions de
francs en fin d’année, malgré une augmentation de 25% de I'engagement de la GRE. En
tout, les remboursements effectués ces six dernieres années s'élevent & 1108 millions
de francs. En 2000, I'engagement de la GRE s’est focalisé sur la Turquie, le Mexique, la
Chine, I'lran et I'Indonésie, en fonction de la taille des marchés conclus - la moitié de
|"aide financiere de la GRE a été investi envers ces cinq pays. De plus, trois grands
projets en Iran, en Thailande et au Mexique ont recu des garanties conséquentes. Afin
de mieux cerner les risques d’abus ou de malversations liées a la distribution de ces
sommes, une motion Aeppli (ps, ZH) a été déposée au Conseil national. Aprés avoir pris
connaissance des exigences de cette derniere - modifications législatives afin de
garantir que les opérations d’exportations concernées ne soient en aucune maniére
liée a des actes de corruption -, le Conseil fédéral a proposé de classer la motion au
motif que celle-ci reprenait les points contenus dans les dispositions récentes du
gouvernement. Le Conseil national a suivi cette proposition. *

Trotz starkem Schweizer Franken und anhaltender wirtschaftlicher Unsicherheiten
nahmen die Exporte im Berichtsjahr um 2.1% zu. Die Dynamik liess im Berichtsjahr aber
merklich nach; im dritten Quartal 2011 nahmen die Exporte gegentuber dem Vorjahr
sogar leicht ab. Die Exportwirtschaft versuchte die Einbussen durch ein
Entgegenkommen bei den Preisen wettzumachen, was sich in einem Rickgang der
Exportpreise um durchschnittliche 5.5% niederschlug. Insgesamt wurden im Jahr 2011
Waren im Wert von CHF 197.6 Mia. ausgefuhrt. Rucklaufig waren die Ausfuhren vor allem
in der Papier- und der graphischen Industrie sowie der Bekleidungs- und Textilbranche.
Von der Nachfrage in Asien profitierte die Uhrenindustrie, welche ihre Ausfuhren im
Berichtsjahr um 19.3% steigerte. Die Schweizer Exporteure setzten vor allem in
Deutschland, Irland und den Vereinigten Arabischen Emiraten mehr ab. Ebenfalls
wuchsen die Ausfuhren nach Indien, Taiwan und Russland, jeweils zwischen 13% und
15%.

Die Importe betrugen 2011 CHF 173.7 Mia., was nahezu dem Wert des Vorjahres
entsprach. Real wuchsen die Einfuhren um 1.9%. Wahrend die ersten drei Monate 2011
noch ein grosseres Importvolumen aufwiesen, zeigten die anderen drei Quartale
gegenuber der jeweils gleichen Zeitspanne 2010 negative Werte an. Einen Rickgang an
Einfuhren vermeldeten insbesondere die Investitions- und Konsumglterbranche. Bei
letzterer schlugen die Einbussen bei den Importen der Bijouterie- und Juwelierbranche
sowie der Unterhaltungselektronik zu Buche. Bezogen auf die geographische Herkunft
wuchsen die Einfuhren aus Kasachstan um satte 78% was auf die starke Erddlnachfrage
zurlckzuflhren ist. Die Importe aus Indien, Polen und Brasilien stiegen ebenfalls stark
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Der Saldo der Ein- und Ausfuhren schlug sich in einem neuen Rekordliberschuss von
knapp CHF 24  Mia. nieder. Gegenliber dem Vorjahr wuchs der
Handelsbilanziiberschuss somit um CHF 4 Mia. *

Comme en 2012, les exportations n‘ont que peu augmenté au cours de I'année 2013
totalisant un montant de 201,8 milliards de francs (+0,8%). De méme, I"'augmentation
des prix a été relativement faible (+0,8%). En comparaison avec I'année précédente,
seul le dernier trimestre a révélé une évolution positive. En se penchant sur les
différentes branches, on observe que les augmentations d’exportation les plus
importantes se trouvent dans I'industrie des denrées alimentaires, boissons et tabacs
(+7,1%, notamment I'exportation de café avec une augmentation de 17%), I'industrie des
matiéres plastiques (+5,3%) et les instruments de précision (+3,3%). A l'inverse, les
exportations dans les secteurs de I'industrie du papier et des arts graphiques (13,0%),
I'industrie des machines et de I"électronique (-9,7%) et I'industrie métallurgique (-8,4%)
ont reculé. Pour ce qui est des partenaires économiques, il faut noter I'accentuation
des exportations vers le Mexique (+12%), la Chine (+11%) et I’Arabie Saoudite (+8%). Ces
résultats contrastent particulierement avec le résultat des exportations avec I'Inde (-
24%) et le Japon (-12%). Concernant I'Europe, les exportations ont subi une légére
baisse (-1%), baisse qui s’explique en partie par le changement de méthode pour le
relevé du courant électrique. *°

Les importations se sont élevées & 117,3 milliards de francs, reflétant ainsi une légére
progression. Comme en 2012, et ce suite a trois années de baisse, les prix ont rencheéri
de 2,1% pour 2013. La branche des produits énergétiques est la seule branche ayant
subi un recul de ses importations au cours de I'année sous revue (-18,0%). A I'inverse,
les importations de biens d’équipement (+4,0%) et de biens de consommation (+2,2%)
ont augmenté. Dans la catégorie des biens d’équipement, notons la baisse conséquente
de I'aéronautique (-28%). En termes géographiques, les importations en provenance du
Nigéria (+56%) et du Mexique (+45%) ont bondi; une augmentation qui contraste avec
les baisses observées au Brésil (-23%) et en Belgique (-10%). ©

Les exportations de matériel de guerre ont enregistré une baisse de 21% en 2015 par
rapport a l'année précédente. Les entreprises suisses ont ainsi exporté pour un
montant de 446,6 millions de francs de matériel de guerre (contre 563,5 millions de
francs en 2014), ce qui représente une part de 0,16% des exportations suisses. La Suisse
a exporté du matériel dans 71 pays. En téte des pays destinataires, nous retrouvons
I’Allemagne avec des livraisons d’une valeur de 130,3 millions de francs, suivie de I'Inde
(45,5 millions), de I'indonésie (44,2 millions), des Etats-Unis (26,3 millions) et de I'ltalie
(24,4 millions).

En ce qui concerne le respect des non-réexportations, la Suisse a fait valoir son droit
de contrdle en envoyant des experts du SECO en Corée du Sud, en Estonie, au Ghana,
en Indonésie, en Jordanie, au Liban, & Macao, au Mexique et en Turquie. Les
inspections qui y ont été menées ont montré que tous ces pays avaient respectés leur
engagement de ne pas réexporter le matériel de guerre sans I'accord de la Suisse.

Par ailleurs, le Traité sur le commerce des armes (TCA) adopté par I'Assemblée générale
de I'ONU en 2013 a été approuvé par les Chambres fédérales et entré en vigueur pour la
Suisse le 30 avril 2015.

Dans le courant du mois de mars 2019, les deux chambres du Parlement fédéral ont pris
acte du rapport sur la politique économique extérieure 2018. Dans un contexte
marqué notamment par I'émergence de tendances protectionnistes sur la scéne du
commerce international, la réorientation de la politique économique extérieure des
Etats-Unis - ayant contribué a une forte mise sous pression de I'OMC et de I'OCDE -, le
Brexit ou encore les négociations en vue de la signature d'un éventuel accord
institutionnel entre la Suisse et I'UE, l'action helvétique en terme de politique
économique extérieure a, durant l'année écoulée, été guidée par deux objectifs:
améliorer 'accés de |'économie suisse aux marchés internationaux et consolider les
relations politiques et économiques avec I'UE.

En ce qui concerne plus particuliéerement le dossier européen, a la suite de pourparlers

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23

17



STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1989
HANS HIRTER

débutés en 2014, le Conseil fédéral a pris connaissance du projet d'accord cadre au
début du mois de décembre 2018 et choisi de soumettre le texte en question & une
consultation dont les résultats sont attendus pour le printemps 2019. A titre de rappel,
le 21 décembre 2017, Bruxelles faisait le choix de limiter la prolongation de I'équivalence
boursiere accordée a la Suisse a un an. En décembre 2018, cette méme équivalence a
une nouvelle fois été reconduite de facon restreinte - soit jusqu'au 30 juin 2019 -, dans
|'attente de voir quelle sera la position de la Suisse sur |'accord cadre institutionnel.
Alors que la date d'exécution du Brexit était initialement fixée au 29 mai 2019, le
Conseil fédéral a également fait part de sa volonté de maintenir des relations aussi
«fluides» que possible avec le Royaume-Uni.

Pour l'année a venir, la priorité sera accordée a I'amélioration de l|'accés des
entreprises suisses aux marchés étrangers et au développement du réseau d'accords
de libre-échange (ALE), et ce notamment avec le Mercosur (Argentine, Brésil, Paraguay
et Uruguay). Des entretiens exploratoires en vue de la conclusion d'un éventuel ALE
avec les Etats-Unis sont également envisageés.

Parallelement au rapport sur la politique économique extérieure, le Conseil fédéral
soumettait également au Parlement les objets suivants: I'arrété fédéral portant
approbation de I'accord entre la Confédération suisse et la Géorgie concernant la
reconnaissance mutuelle et la protection des indications géographiques, des
appellations d'origine et des indications de provenance, |'arrété fédéral autorisant le
Conseil fédéral a approuver des amendements aux annexes de |'accord entre le Conseil
fédéral de la Confédération suisse et le Gouvernement de la Fédération de Russie
concernant la protection des indications géographiques et des appellations d'origine,
ainsi que le rapport et le projet d'arrété fédéral sur le mesures tarifaires prises en 2018.

L'ensemble des objets précités ont été adoptés a lI'unanimité par chacune des deux
chambres parlementaires. 5

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Konjunkturlage- und politik

In den OECD-Staaten hielt die gute Wirtschaftslage auch 1989 an. Das reale
Bruttosozialprodukt nahm gemass ersten Schatzungen um 3.6 Prozent zu (1988: 4.4%).
Dass die Steigerung des Vorjahres nicht ganz erreicht werden konnte, lag vor allem am
gebremsten Wachstum in den USA und in Grossbritannien. Besonders dynamisch
entwickelten sich die Investitionen; in vielen Ldndern erreichte die Investitionsquote
das hochste Niveau seit den frihen siebziger Jahren. Die gute Konjunkturlage wirkte
sich positiv auf die Beschaftigung aus und fluhrte in fast allen OECD-Landern zu einem
Ruckgang der Arbeitslosenquote. Die rege Entwicklung der Nachfrage bei gut
ausgelasteten Kapazitaten hatte allerdings auch eine Beschleunigung der Teuerung zur
Folge. Die Inflationsrate stieg im Durchschnitt der OECD-Lander auf 6.0 Prozent (1988:
4.8%).

Der radikale politische Umbruch in den meisten osteuropéischen Léndern zeigte
wirtschaftlich noch keine grosseren Auswirkungen. Zwar planen verschiedene dieser
Lander den Ubergang zu einer marktwirtschaftlichen Ordnung mit konvertibler
Wahrung, splrbare Impulse auf den Welthandel gingen von dieser Entwicklung aber
noch keine aus. Die Volkswirtschaften der neuen Industriestaaten Sldostasiens
(Hongkong, Singapur, Stdkorea und Taiwan) expandierten zwar weiterhin kréftig, aber
nicht mehr im Ausmass fraherer Jahre. In den von grossen Auslandsschulden und
horrenden Inflationsraten belasteten lateinamerikanischen Entwicklungslandern wuchs
die Wirtschaft nur wenig und vermochte mit der Bevolkerungszunahme nicht Schritt zu
halten. In den afrikanischen Entwicklungslandern sutdlich der Sahara setzte sich der
wirtschaftliche Niedergang fort. Sinkende Exporterldse, geringes Wachstum und eine
unvermindert starke Bevélkerungszunahme bewirkten, dass das Pro-Kopf-Einkommen
unter den Mitte der sechziger Jahre erreichten Stand zuriickfiel. *
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Das starke Wachstum der Weltwirtschaft hielt an. Als Konjunkturlokomotive wirkten
weiterhin die USA. Da sich auch in den europaischen Staaten das Wachstum wieder
beschleunigte, nahm im Bereich der OECD das reale Bruttoinlandprodukt im Mittel um
4% zu (1999: 3%); damit wurde der langfristige Durchschnitt von 2,6% deutlich
Ubertroffen. Kaum aus der Stagnation |6sen konnte sich allerdings Japan. Wieder auf
dem Wachstumspfad befanden sich hingegen die meisten sudostasiatischen
Schwellenldander. Nach dem Einbruch im Vorjahr entwickelten sich die Mehrzahl der
Volkswirtschaften der mittel- und osteuropéischen Reformstaaten inkl. Russlands
wieder positiv. Mit Ausnahme Argentiniens traf dies auch fur die lateinamerikanischen
Léander zu.

Die Teuerung verdoppelte sich in den OECD-Staaten beinahe; sie blieb aber mit
durchschnittlich 2,8% auf einem im Vergleich zu friheren Hochkonjunkturphasen
niedrigen Niveau. Die Beschaftigung nahm, ausser in Japan, weiterhin zu. Namentlich in
der EU wirkte sich dies auch auf die Arbeitslosenquote aus, die auf 8,2% sank; in
Frankreich und Deutschland unterschritt sie zum ersten Mal seit vielen Jahren wieder
die 10%-Marke. *

Die nach dem weltweiten Konjunktureinbruch des Vorjahres erhoffte Wiederbelebung
trat nicht ein. Nachdem bis zu den Sommermonaten noch einige positive Anzeichen
ausgemacht werden konnten, verlor die Wirtschaftsentwicklung in der zweiten
Jahreshidlfte wieder an Schwung. Beigetragen haben dazu die aufgedeckten
Unregelmassigkeiten in der Rechnungsfliihrung grosser Unternehmen und die dadurch
ausgeldsten massiven Kurseinbriiche an der Borse. Daneben flihrte die
Verschlechterung der weltpolitischen Lage mit der sich abzeichnenden Intervention der
USA im Irak einerseits zu einer Verunsicherung der Investoren und der Konsumenten
und andererseits zu einer massiven Verteuerung der Erddlpreise.

Nicht alle Regionen waren im gleichen Masse von dieser flauen Konjunkturentwicklung
betroffen. So lagen die Wachstumsraten der USA und - nach dem massiven Einbruch im
Vorjahr - auch der meisten Industrie- und Schwellenstaaten Asiens (mit Ausnahme
Japans) Uber dem weltweiten Durchschnitt; die Mehrzahl der européischen
Volkswirtschaften erreichten hingegen nicht einmal die schwachen Zuwachsraten des
Vorjahres. Das reale Bruttoinlandprodukt stieg in den USA um 2,3%, in Grossbritannien
um 1,6% und im Euro-Raum um 0,8% an; besonders schwach fiel das Wachstum in
Deutschland und in Italien mit 0,4% resp. 0,3% aus. Eine &hnlich bescheidene Zunahme
verzeichnete Japan mit 0,3%. In Lateinamerika verscharfte sich die Wirtschaftskrise in
Argentinien, wéhrend die Entwicklung in den anderen Staaten uneinheitlich verlief.

Die Teuerung auf Konsumentenstufe bildete sich in den meisten Industriestaaten
zurlick: massiv in den USA (von 2,8% auf 1,6%) hingegen nur schwach im Euro-Raum
(von 2,56% auf 2,4%) und in Grossbritannien (von 2,1% auf 2,0). In Japan verzeichnete
man zum vierten Mal hintereinander ein rucklaufiges Preisniveau. Das Ausbleiben einer
wirtschaftlichen Erholung wirkte sich negativ auf die Beschaftigung aus. Die
Arbeitslosenquote stieg im Jahresmittel sowohl in den USA (auf 5,8%) als auch im Euro-
Raum (8,3%), im Vereinigten Kénigreich (5,2%) und in Japan (5,5%) an. *

Nach der Beendigung des Irak-Kriegs begann sich die Weltwirtschaft im Sommer
wieder zu erholen. Wichtige Impulse gingen dabei von der amerikanischen Wirtschaft
und von den Schwellenléandern Asiens, insbesondere China aus. Diese Entwicklung
wurde durch die weiterhin vorwiegend expansive Geldpolitik der Industrielander
gestutzt. In Europa - Ausnahme Grossbritannien - setzte der Konjunkturaufschwung
allerdings wesentlich zogerlicher ein. In Deutschland verharrte das reale
Bruttoinlandprodukt auf dem Vorjahresstand und in Frankreich fiel das Wachstum sehr
bescheiden aus. Hohere Wachstumsraten wiesen hingegen die meisten sid-, mittel-
und osteuropéischen Volkswirtschaften aus. Auch in wichtigen Staaten Lateinamerikas
(u.a. Brasilien und Argentinien) belebte sich die Konjunktur. Trotz steigender
Energiepreise sanken die Inflationsraten auf Konsumentenstufe in den meisten
Industrielandern erneut. Etwas hoher als im Vorjahr lag die Teuerung in den USA und in
Grossbritannien (2,3% resp. 2,8%), leicht tiefer im Euro-Raum (2,1%). Noch kaum
Auswirkungen hatte der wirtschaftliche Aufschwung auf die Beschaftigungslage. Im
Jahresmittel verzeichneten von den grossen Industriestaaten nur gerade
Grossbritannien und Japan (5,0% resp. 5,3%) einen Riickgang der Arbeitslosenquote. In
den USA stieg diese auf 6,1%, in der Euro-Zone gar auf 8,8% an. %
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Die Weltwirtschaft lief auch 2007 auf hohen Touren und erreichte ein Jahreswachstum
von rund 5%. Am dynamischsten waren weiterhin die Schwellenldnder, vor allem in
Asien (China, Singapur, Stdkorea und Taiwan). Aber auch Europa entwickelte sich mit
einer Wachstumsrate von 2,7% wieder sehr stark, wahrend sich das Wachstum in den
USA nochmals leicht abschwéachte und mit 2,2% deutlich unter dem langjahrigen Mittel
lag. Gepragt war das Wirtschaftsjahr allerdings ebenso wie durch das Wachstum durch
die explodierenden Erddlpreise und die grosse Unsicherheit auf den Finanzmarkten.
Fur die Verteuerung des Erddls wurde vor allem die kraftige Nachfrage aus den
Schwellenlandern verantwortlich gemacht, fur die Volatilitdt der Finanzméarkte und
Aktienbdrsen die Probleme auf dem so genannten Subprime-Hypothekenmarkt der
USA. Die Arbeitslosigkeit entwickelte sich im EU-Raum zurlick und erreichte mit 7,2%
den tiefsten Wert seit dem dem Beginn der Messungen anfangs der 90er Jahre. Der
Inflationsdruck nahm infolge der stark steigenden Erddl- und Nahrungsmittelpreise
heftig zu. Im Dezember betrug der Teuerungsindex der Konumentenpreise in den USA
fast 4% und in der EU knapp 3%. *®

Wirtschaftsordnung

Un accord de libre-échange entre les Etats de I'AELE, dont fait partie la Suisse, et le
Mercosur a été conclu fin aolt a Buenos Aires. Cet accord de libre-échange avec
|’Argentine, le Brésil, le Paraguay et I'Uruguay exonére de droits de douane 95% des
exportations suisses, supprime des obstacles techniques au commerce et garantit donc
un acces facilité, pour les entreprises suisses, a ce marché d’Amérique du Sud. Le
Conseil fédéral, par I'intermédiaire de Guy Parmelin (DEFR), a mis en avant I'importance
d’un tel accord. Il a notamment mentionné le potentiel de 260 millions de
consommateurs pour les entreprises helvétiques, I'impératif d’étre sur un pied
d’égalité avec les entreprises européennes et le besoin de renforcer les exportations. A
|'opposé, les Verts et le parti socialiste ont brandi la menace du référendum. Lisa
Mazzone (verts, GE) a pointé du doigt les lacunes de I'accord en termes de durabilité et
de droits de 'homme, et a pris comme exemple, pour appuyer son argumentation, les
incendies qui ont ravagé la forét amazonienne durant I'été 2019, et donc la politique du
gouvernement brésilien en la matiére. **

Geld, Wahrung und Kredit
Kapitalmarkt

Die von der Nationalbank bewilligten Kapitalexporte nahmen 1982 um 18 Prozent auf
den neuen Rekordstand von CHF 38 Mia. zu. Zahlungsschwierigkeiten diverser
Entwicklungs- und Staatshandelslander moégen mitverantwortlich sein, dass der Anteil
dieser Staatengruppen am Gesamtvolumen von 18.5 Prozent auf 11.2 Prozent zurlck
ging. Diese Liquiditatsprobleme einer Reihe hochverschuldeter Lander stellten im
Berichtsjahr das herausragende Thema auf dem internationalen Kapitalmarkt dar. Um
die drohende Ausweitung zu einer eigentlichen Krise des weltweiten Kreditsystems zu
verhindern, waren intensive Bemuhungen der Wahrungsbehdérden wund der
internationalen  Spezialorganisationen (in  erster Linie des Internationalen
Wahrungsfonds) erforderlich. Die Nationalbank beteiligte sich mit Zustimmung des
Bundesrates an Uberbriickungskrediten der Bank fiir internationalen Zahlungsausgleich
(BIZ) zugunsten von Mexiko, Ungarn, Brasilien und Argentinien. Es handelt sich dabei
nicht um direkte Kredite fur diese Lander, sondern um Garantieerklarungen zuhanden
der BIZ. °
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Nationalbank

Alors que le franc suisse s'est apprécié depuis le début de I'année 2017, plusieurs
analystes économiques ont sous-entendu que I'attitude passive de la Banque nationale
suisse (BNS) pourrait étre dictée par I'ombre de I'administration américaine. En effet,
un rapport, du Trésor américain, sur les politiques de taux de change placerait des pays
comme [|'Allemagne, la Chine, la Corée du Sud, Taiwan, le Japon et la Suisse dans le
collimateur de I'administration américaine. Ainsi, la BNS opterait pour une attitude
passive par crainte de se faire accuser de manipulation de sa monnaie. Si les Etats-Unis
devraient calquer prioritairement leur viseur sur la Chine, qui posseéde un surplus
commercial de 337 milliards de dollars sur les Etats-Unis, alors que le surplus
commercial de la Suisse n'est que de 11 milliards de dollars, l'instabilité politique
ameéricaine actuelle péserait comme une menace sur la téte de la BNS. A I'opposé,
d'autres experts ont souligné que l'attitude passive de la BNS était tout simplement
prévisible. L'économie suisse s'est accoutumée a un franc plus fort, et I'année 2016 fut
tres active. En effet, la BNS fut trés active sur le marché des devises. Cette situation
s'explique notamment par la situation du franc fort ou encore par rapport a I'impact du
Brexit. Par conséquent, la BNS devrait moins intervenir en 2017. ¢

Banken

Dans le cadre de lapplication de la norme internationale relative a I'échange
automatique de renseignements dans le domaine fiscale (EAR), la Suisse a signé
plusieurs déclarations communes en 2016. Nous pouvons notamment citer la signature
de déclarations communes avec I’Afrique du Sud, le Brésil, le Chili, I'Inde, le Mexique,
la Nouvelle-Zélande, Saint-Marin et I’'Uruguay. ¢’

Avec une ligne similaire a celle de sa chambre sceur, la chambre des cantons a remanié
le projet d'introduction de I'échange automatique de renseignements (EAR) relatifs
aux comptes financiers avec 41 Etats partenaires élaboré par le Conseil fédéral. Alors
que les premiers échanges devraient avoir lieu des 2018, le Conseil des Etats a inscrit le
principe de spécialité dans le projet de loi. Tout comme le Conseil national, il souhaite
ainsi que les renseignements transmis ne puissent étre utilisés qu'a des fins fiscales.
L'objectif est de renforcer la protection juridique individuelle. Par contre, la chambre
des cantons n'a pas estimé nécessaire d'introduire des mesures liées a la prévention de
la corruption dans le pays partenaire. Les accords avec les 41 Etats partenaires ont été
validés. Au final, le Conseil national s'est aligné sur les modifications du Conseil des
Etats. Ainsi, I'UDC, qui se battait contre ces accords, a finalement d0 baisser pavillon.
Tous les accords, méme ceux avec |'Arabie Saoudite et la Nouvelle-Zélande, ont été
adoptés et les critéres de prévention de la corruption abandonnés. ¢

Landwirtschaft
Agrarpolitik

En filigrane de ses dispositions commerciales, un volet agricole a été joint a I’accord
conclu entre les pays membres de I'AELE et le Mexique. Celui-ci prévoit des
exonérations ou des réductions des droits de douane pour certains produits agricoles
mexicains et une franchise douaniere pour certains fruits et Iégumes suisses. En outre
voir ici. ¢
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DATUM: 19.06.2001
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Internationale Landwirtschaftspolitik

Avant la Conférence ministérielle de 'OMC prévue a Cancun (Mexique), s’inscrivant
dans le cycle de Doha initié en 2001, I'Union suisse des paysans (USP) a réaffirmé ses
exigences deés le début de I'année. Elle a jugé inacceptable le premier projet de 'OMC
concernant les négociations agricoles. Cette libéralisation a sens unique ne réserverait
la production agricole qu’aux seuls sites favorisés et la multifonctionnalité ne serait
plus reconnue. C’est lors d’une séance au mois d’avril que le Conseil fédéral a défini,
entre autres, le mandat agricole pour les négociations de I"automne. Il y mentionnait,
d’une part, son engagement pour |"'adoption de régles favorisant la multifonctionnalité,
d’autre part, la nécessité d’adopter des chiffres réalistes de réduction des droits de
douane et des subventions. Une libéralisation par étape lui semblait plus souhaitable
que des changements en bloc. Il a également estimé que les projets présentés par
'OMC ne remplissaient, en I'état, pas les exigences de la délégation suisse et ne
pouvaient pas servir de base de négociation. Une proposition concréte de la Suisse a
"'OMC a été présentée a la presse durant la troisieme semaine d’aoGt. L'ambassadeur
Luzius Wasescha, responsable du dossier au Secrétariat d’Etat a '’économie, a annoncé
que la Suisse s’était alliée a un certain nombre de pays (Bulgarie, Taiwan, Islande, Corée
du Sud, Liechtenstein) pour que la vulnérabilité et la petite taille de leurs secteurs
agricoles soient prises en compte avec le maintien d'un niveau d’aide étatique
suffisant. Il a également rappelé que la Suisse s’engageait pour les aspects non
commerciaux de |'agriculture comme l'information du consommateur, la protection de
I'environnement ou la défense des appellations d’origine. ¢

Suite a I’échec de la Conférence de Cancun, la délégation suisse dirigée par
|"ambassadeur Luzius Wasescha a pris part, a la fin du mois de mars a Genéve, a la
reprise des négociations dans le cadre de I'OMC. L'ambassadeur a annoncé que la
Suisse et le G10, groupe des dix pays importateurs nets de produits agricoles (Suisse,
Bulgarie, Taiwan, Islande, Corée du Sud, Japon, Israél, Liechtenstein, Ile Maurice,
Norvege) étaient d’accord d’envisager I"élimination de toutes leurs subventions aux
exportations, a condition que leurs positions sur I'acces aux marchés et les aspects non
commerciaux de l‘agriculture soient pris en considération. Ces pays défendent les
subventions agricoles et les droits de douane élevés qui protégent leurs produits «
sensibles » (tel le riz, défendu par des tarifs de 500% au Japon). L'Union suisse des
paysans (USP) s’est encore une fois clairement positionnée contre cet accord agricole
ne convenant, selon elle, qu’a une poignée de pays exportateurs. Elle a mis en garde
que les agriculteurs suisses pourraient perdre plus de 2,5 milliards de francs par année
si les scénarios en discussion a I'OMC aboutissaient. Pour I’'USP, la principale menace
pour l'agriculture suisse est la réduction des droits de douane frappant les produits
agricoles étrangers, qui pourrait faire diminuer les recettes de I'agriculture jusqu’a
25%. Elle plaide par conséquent en faveur de droits de douane offrant de la souplesse
dans leur application a I'échelon national, et a déploré finalement que les négociations
n’aient pas pris en compte la multifonctionnalité de I'agriculture suisse. ©

Tierische Produktion

Au niveau sanitaire enfin, la Confédération a prononcé plusieurs mesures au cours de
|"année. Elle a notamment interdit a la consommation les organes a risque des ovins et
des caprins: la téte et la moelle épiniere des moutons et des chévres agés de plus de 12
mois au moment de |'abattage devront étre incinérées. Interdiction aussi des engrais a
base de déchets d’animaux. De plus, la Suisse a interdit toute importation de viande de
porc en provenance de I'Autriche, suite a la découverte dans ce pays de cochons élevés
a grand renfort d’antibiotiques, d’hormones de croissance et de calmants. Les
hormones de croissance étaient déja au centre de la motion Sandoz (prd, VD)
demandant l'interdiction de toute viande de boeuf américain traité par ces moyens: une
commission du Conseil des Etats a rendu un avis négatif. Selon elle, cette disposition
irait a I'encontre des régles de I'OMC et risquerait d’entrainer des mesures de rétorsion
de la part des Etats-Unis. Le plénum a suivi I'avis de la commission en rejetant le point 1
de la motion (interdiction de la viande bovine en provenance des Etats-Unis) et a
proposé de transmettre sous forme de postulat les points 2, 3 et 4 de la motion, visant
a une meilleure transparence sur la provenance, la composition et les dangers
éventuels de la viande traitée aux hormones. Enfin, I'augmentation dramatique des cas
de fiévre aphteuse en Grande-Bretagne, puis dans certains autres pays européens, ont
conduit les autorités suisses a prendre des mesures radicales. Des les premiers cas de
bétes malades outre-Manche, I'OVF a interdit I'importation du bétail et de tout produit
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DATUM: 04.03.2016
LAURA SALATHE

laitier ou carné venant de Grande-Bretagne via le trafic voyageur ou marchandise. Face
a la croissance continue de la maladie et a la découverte de foyers infectieux en France
et en ltalie, I'office a en outre bloqué I'accés au bétail vivant - boeuf, agneau et chevre -
en provenance de I'UE (Celui-ci représente environ 1500 tétes par an destinées a
I"élevage, tout bétail compris.), autorisant toutefois I'importation de viande. Une
mesure similaire a ensuite été prononcée contre la viande d’origine argentine, elle aussi
touchée par la fievre aphteuse. Les interdictions ont été levées en milieu d’année, a la
colére de certains milieux paysans. ¢

Lebensmittel

Im Frihjahr 2016 erschien als Antwort auf das Postulat Savary (sp, VD) der Bericht zum
momentanen Stand der Bestrafung und Verfolgung von missbrauchlicher Verwendung
von geschutzten Bezeichnungen. Darunter fallen etwa geografische Angaben wie
«Gruyere» oder auch spezifische Merkmale zum Herstellungsprozess eines Produktes
wie beispielsweise die Labels «Bio» oder «Freilandhaltung». Einen zentralen Auftrag
erflllte der Bericht, indem er aufzeigte, wie die Bestrafung von betriigerischen
Verwendungen geschiitzter Bezeichnungen erfolgt und wie entsprechende Vergehen
erkannt werden kénnen.

Fur die Sicherstellung von geschutzten Bezeichnungen gibt es verschiedene Gesetze,
die einen Verstoss regelten, wurde im Bericht erklart. Zu ihnen gehorten das
Landwirtschaftsgesetz, das Markenschutzgesetz sowie das Lebensmittelschutzgesetz.
Abhéngig davon, welcher Rechtsbestand genau betroffen ist, seien unterschiedliche
Instanzen fur die Aufsicht zustandig. In den meisten Féllen seien aber die kantonalen
Stellen der Lebensmittelkontrollen verantwortlich. Sie hatten daflr Sorge zu tragen,
dass Verstosse gegen das Lebensmittelgesetz korrekt geahndet wirden. Ausserdem
sorgten sie fur die Anwendung des Landwirtschaftsgesetzes, welches die Klassifikation
und Kennzeichnung von landwirtschaftlichen Produkten regelt. Dass das
Landwirtschaftsgesetz ordnungsgemass angewendet wird, werde wiederum vom
Bundesrat kontrolliert.

Eine weitere Aufgabe des Berichtes war es, zu erldutern, welche Massnahmen vom Bund
getroffen wurden, um die fir die Schweiz wichtigen Bezeichnungen auch im Ausland zu
schutzen. Zu diesem Zweck wurden im Bericht verschiedene volkerrechtliche Vertrage
aufgelistet, welche Abmachungen Uber den gegenseitigen Schutz von geografischen
Angaben beinhalten. Solche Vertrage bestinden mit der EU und Russland sowie mit
vielen weiteren Landern wie etwa Mexiko oder Jamaika. Auch sei die Schweiz an
verschiedenen weiteren Abkommen beteiligt wie dem Bio-Aquivalenz-Agreement,
welches regelt, dass die Bio-Standards der mitunterzeichnenden Lander untereinander
als gleichwertig anerkannt werden. Eine solche Vereinbarung habe die Schweiz mit der
EU, Japan, den USA und Kanada abgeschlossen.

Drittens sollten im Bericht, falls noétig, auch Instrumente zur Schliessung allfalliger
Gesetzesllcken vorgeschlagen werden. Die Problematik liege laut dem Bericht vor allem
darin, dass die Kontrolle der Verwendung von geschutzten Bezeichnungen mehreren
Rechtsnormen unterliege, welche in verschiedenen Gesetzen und Verordnungen
geregelt seien und fur deren Kontrolle und Sanktionen bei Verletzungen wiederum
unterschiedliche Amter auf Kantons- und Bundesebene zustandig seien. Aus diesem
Grund sei eine der wichtigsten Massnahmen, die getroffen werden kénne, um die
Glaubwdurdigkeit geschutzter Bezeichnungen zu starken, die Bereitstellung von
Plattformen, die den spezifischen Austausch zwischen den Akteuren vereinfachen
sollen.

Weitere wurde im Bericht festgehalten, dass zwar eine Meldepflicht von festgestellten
Verstossen bei der Verwendung von geschutzten Bezeichnungen bestliinde, diese
jedoch von den Zertifizierungsstellen kaum eingehalten wirde. Aus diesem Grund
wurde im Bericht vorgeschlagen, den Zertifizierungsstellen das Vorgehen einer Meldung
eines Verstosses nochmals spezifisch zu vermitteln. Zusatzlich sollten auch die
Kantonschemikerinnen und -chemiker darin instruiert werden, wie genau sie
Fehlverhalten bei der Verwendung von geschitzten Bezeichnungen zur Anzeige bringen
kénnen.
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Kernenergie

La Suisse a adhéré au Generation IV International Forum (GIF). Cet organisme, mis sur
pied en 2001 par le Département américain de I'énergie, réunit dix pays souhaitant
développer le réacteur nucléaire de la quatriéeme génération. Celui-ci devrait en
théorie voir le jour en 2030. L'objectif du GIF est de proposer un concept plus
économique, plus sOr, produisant moins de déchets et qui limite la prolifération
nucléaire. L'idée est notamment de réduire la durée de confinement total des déchets
nucléaires de plusieurs centaines de milliers d’années a quelques milliers. Le GIF est
une instance de coordination. Elle permet de passer en revue les concepts
technologiques et de proposer des axes de recherche et de développement. Les
recherches nécessaires seront cependant mises en ceuvre dans les différents pays
membres et financés par eux. Les fruits des travaux des différents pays sont en principe
a disposition de tous. En se joignant au GIF, la Suisse s’est associée a un groupe,
comprenant I'Afrique du Sud, I'Argentine, le Brésil, le Canada, la Corée du Sud, la
France, le Japon, le Royaume-Uni et les Etats-Unis. ¢

Umweltschutz
Klimapolitik

En fin d’année, s’est tenue la 16e Conférence de IONU sur le climat, a Cancun
(Mexique). A I'instar du Sommet de Copenhague, I'année précédente, la conférence n’a
débouché sur aucun engagement concret en faveur de la réduction globale des
émissions de CO2, le Canada, les Etats-Unis et les Etats émergents et en voie de
développement ayant exclu par avance d’entrer en matiere sur des objectifs
contraignants. Si les parties ont entériné la création d'un « Fonds vert », dont la gestion
a été provisoirement confiée a la Banque mondiale, elles ne sont pas parvenues a
s’entendre sur son financement. 7°

Sozialpolitik
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Mit der Ausbreitung der Gefahr von Pandemien (Sars, Ubertragung der Vogelgrippe auf
den Menschen) wird es immer wichtiger, eine lickenlose Einbindung moglichst aller
Staaten in weltgesundheitliche Aufgaben zu erreichen. Die aussenpolitische
Kommission des Standerates forderte den Bundesrat mit einer Motion auf, sich bei der
WHO fiir den Einbezug Taiwans in die Pravention, die Uberwachung sowie in den
Informationsaustausch von neu auftretenden Infektionskrankheiten einzusetzen,
ungeachtet seines internationalen Status. Da das bereits seit Langerem der von den
Schweizer Behorden verfolgten Haltung in den internationalen Gremien entspricht,
beantragte der Bundesrat Annahme der Motion. In beiden Kammern wurde betont, das
bedeute keine Abkehr der Schweiz von der seit 1950 betriebenen ,Ein-China™-Politik;
hier gehe es vielmehr um eine pragmatische Handhabung eines weltweiten
Gesundheitsrisikos. Der Vorstoss wurde von beiden Raten oppositionslos angenommen.
(Fur eine Motion, welche eine Vollmitgliedschaft Taiwans in der WHO verlangte, siehe
hier) "
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Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Der Nationalrat lehnte eine Motion Freysinger (svp, VS) ab, welche die Abschaffung der
Visumspflicht fir Taiwan-Chinesen verlangt hatte, Uberwies aber gegen den Willen des
Bundesrates eine Motion Darbellay (cvp, VS; Mo. 04.3047) zur erleichterten Einreise fur
chinesische Touristen mit einem Schengen-Visum. Im Stédnderat obsiegten
Sicherheitsiberlegungen gegenuber den Interessen des Tourismusgewerbes:
Schengen-Visa wurden oft gefélscht, ganze Reisegruppen tauchten in der EU unter, die
Schweiz habe mit China keine Ricklibernahmeabkommen geschlossen und solange sie
dem Schengen-Raum nicht angehdre, seien EU-Einreisesperren fur die Schweizer
Behorden gar nicht erkennbar. 2

Frauen und Gleichstellungspolitik

Un des premiers pas vers la gréve féministe et des femmes* du 14 juin 2019 a été
franchi lors des assises féministes romandes en juin 2018. Un groupe d'environ 120
femmes, issues des milieux syndical, politique, culturel ou simplement de la société
civile ont réagi aux mobilisations internationales (manifestations contre I'interdiction
de l'avortement en Pologne, contre les violences sexistes en Argentine, Women's march
contre le président Trump aux USA, gréves féministes en Espagne et mouvement
#metoo) et ont voulu apporter leur pierre a I'édifice. Le renvoi en commission de
|'article sur I'égalité par le Conseil des Etats a également joué le réle de déclencheur.

Le choix de la date du 14 juin se situe dans la lignée historique des mobilisations
féministes en Suisse. Le 14 juin 1981, dix ans aprés I'obtention du droit de vote pour les
femmes, le principe d'égalité était entériné dans la Constitution. Or, comme trop peu
de progrés ont été constatés, une gréve des femmes nationale a été lancée par I'Union
syndicale suisse, exactement dix ans plus tard. En ce 14 juin 1991, plus de 500'000
femmes ont manifesté, faisant gréve, pour celles qui le pouvaient, du travail, qu'il soit
domestique ou salarié. Des balais et serpillieres étaient suspendus aux fenétres, les
maitresses d'écoles et travailleuses de créche sont descendues dans la rue avec les
enfants, une greve de la consommation a été revendiquée. La revendication principale
de 1991 était I'ancrage dans la loi de I'article constitutionnel sur I'égalité. S'ensuivait une
série de revendications tournant principalement autour du travail (égalité salariale,
places de creches a prix accessible, interdiction du travail de nuit pour tou-te-s,
formation continue, etc.) et des violences (protection contre le harcélement et les abus
sexuels au travail et dans la vie privée). La loi demandée a été votée en 1995, et depuis,
quelques victoires pour la cause des femmes ont été obtenues: légalisation de
|'avortement en 2002 et congé maternité en 2005.

Pour les organisatrices de la greve de 2019, ce n'est de loin pas suffisant. Un nouveau
manifeste a été rédigé, comprenant une vingtaine de revendications. Le theme du
travail y est encore présent, avec des revendications comme celles de l'arrét de la
discrimination, de la valorisation du travail domestique et de care, ainsi que des rentes
qui permettent de vivre dignement. La question des violences fait également écho aux
demandes de 1991, avec des revendications pour une prise au sérieux plus importante
des victimes de viol ou d'abus. Le manifeste de 2019 se distingue de son prédécesseur
par une prise en compte plus importante de I'intersectionnalité, comme en témoigne
|'astérisque accolé au mot «femme*» dans les communications relatives a la gréve. Cet
astérisque signifie que le terme «femme*» s'applique ici a tou-te-s, a I'exception des
hommes cisgenre. Ainsi, les personnes trans, queer ou intersexe sont représentées par
le mouvement. Ce souci des personnes qui sont traditionnellement peu représentées
dans le débat public s'illustre par un nombre important de revendications. Le manifeste
exige la fin des discriminations pour les personnes LGBTQIA+ et une éducation plus
importante aux choix en termes de genre et de sexualité. Les femmes* non suisses ou
sans titre de séjour légal sont également représentées dans le manifeste, puisque ce
dernier réclame la fin des discriminations racistes, la prise en compte du travail fourni
par les femmes* sans papiers et la reconnaissance des violences sexistes et de genre
comme motif d'asile. Un nombre important de revendications s'attaque aux
stéréotypes de genre, demandant une formation des personnes travaillant dans les
écoles sur ces questions. De méme, une éducation sexuelle qui aborde également la vie
affective et sexuelle, le plaisir, et spécialement le plaisir féminin ainsi que les variétés
d'orientation sexuelles et de genre doit, selon le manifeste étre dispensée dans les
écoles par des spécialistes de la santé sexuelle. Un appel & une société moins
autoritaire, plus ouverte, plus horizontale, en définitive, moins patriarcale, clot le
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VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.11.2017
SAMUEL BERNET

manifeste.

Le mouvement pour la gréve féministe et des femmes* 2019 se compose de plus d'une
vingtaine de collectifs locaux et de nombreux groupes informels qui ont pour but
d'animer la journée du 14 juin. Les séances d'organisation et de coordination de la
greve étaient non mixtes, pour permettre aux femmes* de mener elles-mémes leur
lutte. Les hommes sont les bienvenus pour apporter leur aide, en soutien. Cette
décision a été a la source de nombreuses critiques, mais a été maintenue, car il est
selon les organisatrices crucial pour les femmes* de s'emparer de la parole & cette
occasion, leurs voix n'étant que trop peu entendues le reste du temps. Plusieurs
collectifs d'hommes solidaires ont d'ailleurs vu le jour, ces messieurs se proposant de
remplacer au travail les femmes* qui ne pourraient sinon pas participer ou alors de
s'occuper des garderies prévues sur les sites des différentes manifestations le jour J.

L'appel a la greve a été formellement lancé le 10 mars, lors des assises féministes qui
ont suivi la journée internationale de lutte pour les droits des femmes, le 8 mars 2019. 7

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbiande
Landwirtschaft

Am 1. November 2017 verabschiedete der Bundesrat die Gesamtschau zur
mittelfristigen Weiterentwicklung der Agrarpolitik, deren Ziel es war, dass die Schweiz
innerhalb der nachsten vier Jahre neue Handelsabkommen abschliessen sollte, was mit
einem partiellen Abbau der Zdlle fir auslandische Agrarprodukte einhergehen wiurde.
Der Schweizer Bauernverband (SBV) wehrte sich vehement gegen den angestrebten
Zollabbau des Bundesrats. Ein Dorn im Auge war dem SBV insbesondere ein Satz auf
Seite 59 der Gesamtschau: «Vor diesem Hintergrund wird der Bundesrat in der
mittelfristigen Weiterentwicklung der Agrarpolitik einen Grenzschutzabbau im
Agrarbereich anstreben, der die Preisdifferenz zwischen dem In- und Ausland um 30
bis 50 Prozent reduziert.» In einer gleichentags veroffentlichten Stellungnahme mit
dem Titel «Bundesrat missachtet Volkswillen und will Landwirtschaft opfern» machte
der SBV geltend, dass es fur die Schweizer Bauern ohne Grenzschutz keine «auch nur
annahernd kostendeckende Produzentenpreise» mehr geben wirde, was auch die
Direktzahlungen des Bundes nicht kompensieren koénnten. Auch stehe der im
September 2017 von der Stimmbevdlkerung klar angenommene Verfassungsartikel Gber
die Ernédhrungssicherheit im Widerspruch zu den agrarpolitischen Absichten des
Bundesrates. Mehr Freihandel wirde eine nachhaltige und tierfreundliche
einheimische Produktion nicht starken, im Gegenteil, dadurch wurde sich der
Strukturwandel verscharfen und der Rickgang von landwirtschaftlichen Betrieben
weiter vorangetrieben, monierte der SBV. Der Bauernverband riet dem Bundesrat, die
Gesamtschau zu «schreddern» - neue ldeen, nicht alte Ideologien seien gefragt. In
einem Interview mit der Berner Zeitung verteidigte der zusténdige Bundesrat
Schneider-Ammann den Kurs des Bundesrates. Die EU stehe kurz vor einem
Freihandelsabkommen mit den vier Staaten des Mercosur-Wirtschaftsraums (Brasilien,
Argentinien, Paraguay und Uruguay), was es in Zukunft etwa der deutschen Industrie
aufgrund von Zollreduktionen erlauben werde, viel billiger in diese Staaten zu
exportieren. Wolle die Schweizer Wirtschaft im Exportmarkt gegentiber der
européischen Industrie konkurrenzféhig bleiben und keine Arbeitsplatze an die
Nachbarstaaten verlieren, dann misse man beim Mercosur-Abkommen nachziehen. Er
versuchte die Bauern damit zu besénftigen, dass «kein Mensch von komplett zollfrei
[redet]» und im &dussersten Fall die Hélfte des heutigen Schutzes aufgegeben werden
musste. Niemand wolle die Landwirtschaft abschaffen, das sei eine masslose
Ubertreibung, so Schneider-Ammann. Zu beruhigen vermochte das den Bauernverband
jedoch nicht; an der Jahresmedienkonferenz im Januar 2018 im solothurnischen
Derendingen bekréaftigte der SBV seine Haltung. «Fairer Handel statt Freihandel» war
das Credo des Bauernverbandes, denn eine nachhaltige, umweltschonende und
tierfreundliche Landwirtschaft sei nicht moglich zu Weltmarktpreisen.

Kurz darauf spitzte sich die Lage zwischen Bauernverbandsprasident Markus Ritter und
Wirtschaftsminister Schneider-Ammann zu. Der SBV wollte bei Schneider-Ammann
personlich vorsprechen und bat in einem Brief um ein Gesprach, um die
«Zusammenarbeit und die Kommunikation zu besprechen», so Ritter im St. Galler
Tagblatt. Die Verbandsspitze hatte sich bei der Erarbeitung der Gesamtschau des
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Bundesrates Ubergangen geflhlt, da sie vorgangig nicht angehdrt worden sei.
Schneider-Ammann schlug das Angebot jedoch aus: «Ein separates Treffen mit
Vertretern des Bauernverbandes ist nicht geplant», liess sich das WBF in einigen
Medien zitieren. Stattdessen wolle man im Februar 2018 alle Beteiligten an einen
runden Tisch zum Mercosur-Agrar-Gipfel einladen, um ein Freihandelsabkommen mit
dem stdamerikanischen Wirtschaftsraum zu diskutieren. Diese Einladung schlug am 24.
Januar 2018 wiederum der Bauernverband aus. Die Gesamtschau des Bundesrates stelle
keine Grundlage fur eine zukunftsfdhige Landwirtschaft dar, hiess es in einer
Medienmitteilung des SBV. Einige vom Bundesrat gemachte Annahmen seien «komplett
unrealistisch», so etwa die Kostenentwicklung bei den meisten Vorleistungen oder was
die Léhne fur die landwirtschaftlichen Angestellten angehe. Hinzu komme, dass ein Plan
fehle, wie die «massiven Verluste der Bauernfamilien» aufgefangen wirden.

Nachdem der Mercosur-Agrar-Gipfel in Bern tatsdchlich ohne Bauernverband
abgehalten worden war - andere agrarwirtschaftliche Verbande wie die Schweizer
Milchproduzenten, IP-Suisse, Bio-Suisse, die Agrarallianz oder Proviande hatten daran
teilgenommen - ausserten die Medien Skepsis gegenlber der Strategie des SBV.
«Trotzende Bauern befremden» Ubertitelte die «Nordwestschweiz» ihren Kommentar,
in welchem der Bauernverband aufgefordert wurde, die Marktéffnung aktiv
mitzugestalten, anstatt sich «trotzig im Reduit zu verschanzen». Die NZZ sprach von
einem «Eigentor des Bauernverbands», weil die Bauern mit der Gesprachsverweigerung
die Sympathien der breiten Bevélkerung und der Wirtschaft aufs Spiel setzen wirden.

Im April 2018 reiste eine 50-k&pfige Delegation unter der Leitung Schneider-Ammanns
nach Studamerika in die Mercosur-Staaten, um Informationen aus erster Hand zu
erhalten; auch dieser Reise blieb der SBV fern. Es war der negative Hohepunkt in der
Beziehung zwischen dem Bauernverband und dem WBF; danach trat etwas
Entspannung ein. Glaubt man den Mutmassungen in den Medien, so durften
insbesondere erste Zahlen in den Verhandlungen zwischen den Mercosur-Staaten und
der EU dazu beigetragen haben. Nach aktuellstem Angebot wollte die EU jahrlich einen
Import von rund 100'000 Tonnen Rindfleisch zulassen; auf die Bevdlkerung der Schweiz
umgerechnet waren das rund 2'000 Tonnen Rindfleisch, dessen Import die Schweiz zu
tieferen Zolltarifen zulassen musste, wirde das Schweizer Abkommen inhaltlich jenem
der EU gleichen. Bei einem jahrlichen Schweizer Konsum von 100'000 Tonnen
Rindfleisch, wovon bereits heute 45'000 Tonnen importiert wirden, scheine das
verkraftbar, kommentierte die «<Nordwestschweiz».

Ende April nahmen Schneider-Ammann und Ritter den Gesprachsfaden wieder auf und
vereinbarten ein Treffen, bei dem es jedoch zu keiner sachlichen Einigung kam -
Schneider-Ammann hielt nach wie vor an jenem Satz auf Seite 59 fest, aufgrund dessen
der Bauernverband auf die Barrikaden gegangen war. Immerhin gestand Ritter anfangs
Mai in der NZZ ein, dass er nicht grundsatzlich gegen Freihandel sei, dass es aber rote
Linien gebe, beispielsweise solle auch in Zukunft zugunsten der Erndhrungssicherheit
der heutige Anteil der importierten Lebensmittel von rund 40 Prozent beibehalten
werden und nicht weiter steigen. Zeit fur eine «Versachlichung der Diskussion» bleibe,
so Ritter, weil acht betroffene EU-Lander zum EU-Mercosur-Abkommen Vorbehalte
geaussert hatten und damit jene Verhandlungen noch andauern durften. Einig seien
sich Schneider-Ammann und Ritter jedoch gewesen, dass es in der Kommunikation
zwischen dem Bundesamt fir Landwirtschaft (BLW) und dem Bauernverband
Verbesserungspotenzial gebe; seither tausche man sich wieder aus.

Am 4. Juni 2018 wurde die Gesamtschau des Bundesrates im Nationalrat behandelt und
mit 108 zu 74 Stimmen (7 Enthaltungen) zur Uberarbeitung an den Bundesrat
zurlickgewiesen, womit sich die Aggrarlobby im Parlament vorerst gegen den Bundesrat
durchsetzen konnte. 7
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